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das Thema „Energiewende“ steht seit einiger Zeit im Mittel-
punkt der allgemeinen Aufmerksamkeit. Für unsere Region
hat dabei die Nutzung der Windenergie eine besondere Be-
deutung, weil wir als Küstenregion gute Voraussetzungen
dafür haben und weil wir zu den führenden Wirtschaftsräu-
men in Deutschland gehören, wenn es um die Entwicklung
und Herstellung von Windenergieanlagen geht. 

 Große Potenziale liegen in der Windkraftnutzung auf dem Meer. Aber

auch auf dem Festland haben wir noch Reserven, die wir nutzen müs-

sen. Dabei gilt es, Fehlentwicklungen zu vermeiden. Auch in Zukunft

möchten wir unseren Feriengästen in bestimmten Teilen der Region

ein ungestörtes Landschaftserlebnis ermöglichen, Rückzugsräume für

seltene Vogelarten erhalten und Naturlandschaften schützen. Stand-

orte für Windparks müssen daher sorgfältig ausgesucht werden. 

In den nächsten Jahren wird der Regionale Planungsverband weitere Flächen

für die Windenergienutzung verfügbar machen. Das Verfahren zur Fortschreibung des

Regionalen Raumentwicklungsprogrammes wurde im Dezember 2011 eröffnet. Dieses

Verfahren wird einige Jahre dauern. Mit dieser Broschüre möchte ich Ihnen die we-

sentlichen Informationen geben, die Sie brauchen, um in diesem Planungsverfahren

mitreden und mitwirken zu können. Im ersten Teil erhalten Sie einen Überblick über

das Planungsverfahren: Wie werden Standorte für Windparks ausgesucht? Wer trifft

die Entscheidungen? Wann und wie können Sie mitwirken und Einfluss nehmen? Im

zweiten Teil geht es um die weiteren Schritte, die der Flächenauswahl folgen: Wer

plant, baut und betreibt die Anlagen? Wie läuft das Genehmigungsverfahren ab? Was

müssen Bürger und Gemeinden tun, wenn sie solche Vorhaben selbst in die Hand neh-

men wollen?

Ich bin zuversichtlich, dass es uns auch in Zukunft gelingen wird, die Wind-

energie im Einklang mit den Belangen von Wirtschaft, Tourismus, Wohnen, Natur-

schutz und Landschaftspflege zu nutzen und hoffe, dass Ihnen diese Broschüre mög-

lichst viele Fragen beantworten kann. 

Thomas-Jörg Leuchert

Vorsitzender des Planungsverbandes Region Rostock

Liebe Bürgerinnen und Bürger der Region Rostock,



Inhalt

Erster Teil:

Auswahl und Festlegung von Eignungsgebieten

Windenergienutzung in der Region Rostock _ 4
Ein kurzer Rückblick und ein Ausblick

auf die nächsten Jahre

Regionale Planung mit Eignungsgebieten _ 9
Was in den Gesetzen steht

Auswahl von Eignungsgebieten _ 15
Welche Flächen sind geeignet?

Schutz der Wohnorte _  20
Abstand halten!

Schutz der Landschaft _ 23
Konzentrieren oder verteilen?

Schutz der Vögel und Fledermäuse _ 26
Es kommt auf die Art an

Von der Flächenauswahl zum verbindlichen  _ 29
Regionalplan - Ablauf des Planungsverfahrens

Beteiligung der Bürger _ 33
Jeder kann seine Meinung äußern

Übersichtskarte: Eignungsgebiete für Windenergieanlagen _ 36

Zweiter Teil:

Vom Eignungsgebiet zum fertigen Windpark

Bauleitplanung _ 39
Was können die Gemeinden tun?

Projektentwicklung _ 42
Wie ein Windpark entsteht

Genehmigungsverfahren _ 52
Prüfung in allen Einzelheiten

Ersatz alter Windenergieanlagen _ 59

Verfahrensübersicht: Von der Planung zur Genehmigung _ 61



ERSTER TEIL

Auswahl und 
Festlegung von 
Eignungsgebieten



#4

TEIL 001  >>>   AUSWAHL UND FESTLEGUNG VON EIGNUNGSGEBIETEN

Windenergienutzung in der Region
Rostock – Ein kurzer Rückblick und
ein Ausblick auf die nächsten Jahre

Die Region Rostock

Die Region Rostock (früher: „Mittleres Mecklenburg/Rostock“) ist eine
von vier Planungsregionen des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Über
400.000 Menschen – rund ein Viertel der Landesbevölkerung – leben hier. Die Re-
gion erstreckt sich von Rerik im Westen bis Gnoien im Osten und von Graal-Müritz im
Norden bis Krakow am See im Süden. Der Regionale Planungsverband, der für die Pla-
nung von Windparkstandorten verantwortlich ist, besteht seit 1992. Seit den frühen
neunziger Jahren wird in der Region auch die Windenergie in zunehmendem Maße
zur Stromerzeugung genutzt.

Die Planungsregion Rostock im Überblick



1992 bis 1998

Mit dem Stromeinspeisungsgesetz – heute heißt es Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) – hat der Bundestag 1990 die Voraussetzungen für den Aus-
bau der umweltfreundlichen Stromerzeugung in Deutschland geschaffen.
Die ersten Windenergieanlagen in der Region Rostock wurden im Jahr 1992 errichtet.
Damals, zu Anfang der neunziger Jahre, waren diese Anlagen um die 50 Meter hoch
(gemessen bis zur Rotorblattspitze). Die sogenannte Nennleistung – welche die ein-
zelne Anlage erbringt, wenn eine bestimmte Windgeschwindigkeit erreicht ist – lag bei
100 bis 500 Kilowatt. Bis 1998 wurden rund 70 Anlagen errichtet – vorwiegend in
Küstennähe, zum Beispiel in Rerik, Börgerende und Graal-Müritz, aber auch weiter im
Binnenland, wo der Wind nicht ganz so stark weht. Oft wurden damals einzeln oder
paarweise stehende Anlagen errichtet. Es gibt aber auch einige kleinere Windparks mit
fünf bis sechs Anlagen aus dieser Zeit, zum Beispiel in Hohen Niendorf, Rostock-Stut-
hof und in Dölitz bei Gnoien. 

1999 bis 2011

Mitte der neunziger Jahre wurde das deutsche Planungs- und Baurecht
der fortschreitenden Entwicklung der Windenergienutzung angepasst.
Vom Gesetzgeber wurde zunächst klargestellt, dass Windenergieanlagen grundsätzlich
überall außerhalb der Ortschaften errichtet werden dürfen. Man wollte aber auch kei-
nen „Wildwuchs“ zulassen. Deshalb hat man gleichzeitig die Möglichkeit geschaffen, in
den Raumordnungs- oder Flächennutzungsplänen bestimmte, besonders geeignete
Gebiete für Windenergieanlagen festzulegen. Wenn solche Gebiete festgelegt sind,
dürfen Windenergieanlagen nur noch dort errichtet werden. 

In der Region Rostock wurden erstmals 1999 Eignungsgebiete für
Windenergieanlagen im Regionalen Raumordnungsprogramm festgelegt.
Innerhalb der Eignungsgebiete sind seitdem zahlreiche kleine und mittelgroße Wind-
parks entstanden. Heute drehen sich über 200 Windenergieanlagen in der Region. Zu-
sammen kommen diese auf rund 250 Megawatt Nennleistung. Zum Vergleich: das
große Steinkohlekraftwerk am Rostocker Seehafen kommt auf rund 550 Megawatt.
Dieser Vergleich gibt aber nur eine grobe Orientierung, weil die tatsächliche Stromer-
zeugung der Windenergieanlagen natürlich sehr stark schwankt. 

Fortschritt der Windenergietechnik

Die technische Entwicklung ist seit Anfang der neunziger Jahre stetig fort-
geschritten. Seit ungefähr zehn Jahren überwiegt bei den neu errichteten
Anlagen die Größenklasse über 100 Meter Gesamthöhe. Man erkennt diese
Anlagen daran, dass sie aus Gründen der Flugsicherheit besonders gekennzeichnet
sind: mit streifenförmigen Markierungen in Signalfarben, die auf den Türmen und Ro-
torblättern angebracht sind sowie Blinklichtern, die bei Dunkelheit aufleuchten. Die
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Eignungsgebiete 1999

Eignungsgebiete 2011

Festgelegte Eignungsgebiete für Windenergieanlagen: Die dunkelroten Flächen wurden 1999 fest-
gelegt und sind bereits mit Windenergieanlagen bebaut. Die hellroten Flächen wurden erst 2011 neu festge-
legt. Hier werden in den nächsten Jahren neue Windparks entstehen. Dafür laufen derzeit die Genehmi-
gungsverfahren.

übliche Leistung der modernen Anlagen liegt heute bei zwei bis drei Megawatt – sie
hat sich also in den letzten zwanzig Jahren verzehnfacht. Die Höhe liegt heute um 150
Meter und hat sich demnach verdreifacht. Es sind aber auch schon größere und leis-
tungsfähigere Anlagen auf dem Markt. Nicht nur die Stromerzeugung aus Windener-
gie hat sich in den letzten zwanzig Jahren stetig weiterentwickelt. Auch die Windener-
giewirtschaft hat sich entwickelt. Stadt und Region Rostock sind, mit zahlreichen Un-
ternehmen, die Windenergieanlagen oder Einzelteile entwickeln, herstellen und erpro-
ben oder Windparks planen, errichten und betreiben, zu einem der wichtigsten Stand-
orte der Windenergiewirtschaft in Deutschland geworden.

Wie es in den nächsten Jahren weitergehen soll

Mit der Neuaufstellung des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes
für die Region Rostock im Jahr 2011 wurden zehn neue Eignungsgebiete
für Windenergieanlagen und vier Erweiterungsgebiete am Rande beste-
hender Windparks festgelegt. Diese Gebiete sollen im Laufe der nächsten Jahre
genutzt werden. Hier werden über hundert neue Windenergieanlagen entstehen. Auf-



Windenergieanlagen 
im Betrieb
(Nennleistung je Anlage)

über 2 Megawatt

über 1 bis 2 Megawatt

über 0,5 bis 1 Megawatt

bis 0,5 Megawatt

Windenergieanlagen in der Region Rostock, Stand November 2012: Die stark vergrößerte Dar-
stellung der einzelnen Anlagen als Punkte macht die Anzahl und unterschiedliche Größe der Anlagen an-
schaulich. Was die von Windparks beanspruchte Fläche angeht, täuscht die Abbildung: Tatsächlich sind
bisher nur 0,3% der Regionsfläche mit Windenergieanlagen bebaut.

grund der Entwicklung hin zu immer größeren Anlagen müssen bei der Standortwahl
für Windparks heute strengere Maßstäbe angelegt werden als in den neunziger Jahren.
Große Anlagen sind zwar nicht unbedingt lauter als kleine, und sie drehen sich langsa-
mer – der störende Schattenwurf reicht bei einer großen Anlage aber wesentlich wei-
ter. Deshalb wurden die Schutzabstände zu den Wohnorten gegenüber den neunziger
Jahren wesentlich erhöht. 

Die bereits ausgenutzten – also mit Windenergieanlagen bebauten
– Eignungsgebiete von 1999 machen nur rund 0,3% der Regionsfläche aus.
Weitere 0,3% wurden mit dem neuen Regionalen Raumentwicklungsprogramm von
2011 zur Bebauung freigegeben. Die guten Möglichkeiten der Windenergienutzung in
der Region Rostock sind damit noch nicht ganz ausgeschöpft. Im Dezember 2011 hat
die Verbandsversammlung des Planungsverbandes deshalb beschlossen, weitere Eig-
nungsgebiete für Windenergieanlagen auszusuchen. Dabei soll auch an die Bereitstel-
lung geeigneter Standorte für Windenergieanlagen-Prototypen gedacht werden. Das
ist wichtig, damit die regionalen Firmen ihre neu entwickelten Windenergieanlagen
vor Ort vermessen und erproben können. Insgesamt könnte am Ende rund 1% der Re-
gionsfläche für die Nutzung der Windenergie zur Verfügung stehen. Das Verfahren zur
Auswahl und Festlegung der Flächen wird nachfolgend beschrieben.
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Oben: Windenergieanlagen bei Graal-Müritz und Rostock-Diedrichshagen (250 bzw. 220 Kilowatt Nenn-
leistung, Höhe ca. 45 m, 1992 und 1993 errichtet) im Vergleich zu der neuesten Anlage eines großen Ros-
tocker Herstellers (unten), die im Jahr 2012 bei Heiligenhagen errichtet wurde (2,4 Megawatt Nennleis-
tung, Höhe 180 m).

Frühe neunziger Jahre: Kleine Anlagen

Heutiger Stand der Technik: Größere

Anlagen mit hoher Leistung



Regionale Planung mit Eignungs -
gebieten – Was in den Gesetzen steht

Wo dürfen Windenergieanlagen errichtet
 werden?

Windenergieanlagen machen Geräusche und werfen Schatten. Man kann sie
deshalb nicht innerhalb von Wohngebieten errichten. Auch in Industrie- und Gewer-
begebiete gehören sie nicht hinein. Diese Gebiete sind mit Straßen, Wasser- und Ab-
wasserleitungen teuer und aufwändig erschlossen. Windenergieanlagen brauchen eine
solche aufwändige Erschließung nicht. Es wäre also unwirtschaftlich, sie in solchen
Gebieten zu errichten. Große Windenergieanlagen gehören in die offene Landschaft.
Der Bundestag hat die Windenergieanlagen deshalb bereits im Jahr 1996 in die Liste
der „privilegierten“ Vorhaben aufgenommen. Diese Liste steht im § 35 des Baugesetz-
buches und benennt solche Bauvorhaben, die auch in der freien Landschaft zulässig
sind, wo normalerweise gar nicht gebaut werden darf. Typischerweise sind dies Land-
wirtschaftsbetriebe, aber auch andere Anlagen, von denen Geräusche, Gerüche oder
sonstige Belästigungen und Gefährdungen ausgehen und die deshalb abseits der
Wohnorte – im sogenannten „Außenbereich“ – entstehen sollen. Die Privilegierung
bedeutet, dass Windenergieanlagen eigentlich überall außerhalb der Ortschaften er-
richtet werden dürften. 

Um einen unkontrollierten Wildwuchs – die berüchtigte „Verspar-
gelung“ der Landschaft – zu verhindern, wurde aber gleich eine Einschränkung
in das Gesetz mit aufgenommen: Die Zulassung von Windenergieanlagen kann auf be-
stimmte Flächen beschränkt werden. Die Festlegung solcher Flächen ist eine Angele-
genheit der öffentlichen Planungsträger. Dafür wird ein Planungsverfahren durchge-
führt. In Mecklenburg-Vorpommern machen das die Regionalen Planungsverbände.
Private Interessenten, wie Grundstückseigentümer und Windparkbetreiber, dürfen
dabei mitwirken, haben aber nichts zu entscheiden. Die Projektierung und Errichtung
von Windparks innerhalb der festgelegten Flächen ist dann jedoch Sache privater
(oder öffentlicher) Unternehmer. Welcher Unternehmer wo eine Windenergieanlage
errichten darf, entscheidet allein der Grundstückseigentümer. Die Behörden haben
dabei nur sicherzustellen, dass alle Vorschriften eingehalten werden. Dafür muss ein
Genehmigungsverfahren durchgeführt werden. Darauf wird im zweiten Teil dieser
Broschüre näher eingegangen. 
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Die wichtigsten Gesetze

Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG)   Das Ge-
setz über den Vorrang erneuerbarer Energien, kurz:
Erneuerbare-Energien-Gesetz, bildet die Grundlage
für die Nutzung erneuerbarer Energiequellen zur
Stromerzeugung. Es sorgt dafür, dass sich der Be-
trieb von Windenergieanlagen überhaupt rechnet
und dass diese Anlagen überall an das Stromnetz
angeschlossen werden können. Es verpflichtet die
Stromnetzbetreiber, für den Strom aus Windener-
gieanlagen festgelegte Vergütungen zu zahlen. Diese
Vergütungen werden in regelmäßigen Abständen
heruntergesetzt – so lange, bis sich die umwelt-
freundliche Stromerzeugung wirtschaftlich selbst
trägt und gegenüber Strom aus herkömmlichen
Kraftwerken konkurrenzfähig ist.

Raumordnungsgesetz (ROG) Das Raumord-
nungsgesetz regelt die Aufstellung von Raumord-
nungsplänen. Das sind großräumige Pläne, die für
ganze Bundesländer oder deren Teilräume (soge-
nannte Planungsregionen) gemacht werden. Der
normale Bürger hat damit scheinbar wenig zu tun,
weil es überwiegend um sehr abstrakte Festlegungen
geht. Sie sind in der Regel so allgemein und unbe-
stimmt gehalten, dass der einzelne Grundstücksei-
gentümer noch gar nicht erkennen kann, inwieweit
er überhaupt betroffen ist. Wenn es um Windener-
gieanlagen geht, können die regionalen Raumord-
nungspläne aber sehr entscheidend sein. Für diese
Anlagen können Eignungsgebiete festgelegt werden.
In den Eignungsgebieten können dann Windener-
gieanlagen genehmigt und errichtet werden, ohne
dass es noch einer genaueren Planung auf Gemein-
deebene bedarf.

Landesplanungsgesetz M-V (LPlG M-V) Das
Gesetz über die Raumordnung und Landesplanung
des Landes Mecklenburg-Vorpommern (kurz: Lan-
desplanungsgesetz) ist, wie der Name sagt, ein Ge-
setz des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Die an-
deren hier aufgezählten Gesetze sind dagegen Bun-
desgesetze, die in ganz Deutschland gelten. Das Lan-
desplanungsgesetz regelt im Prinzip das Gleiche, wie
das oben genannte Raumordnungsgesetz des Bun-
des, nur etwas genauer. Es steht zum Beispiel darin,
welche Behörden im Land für die Raumordnungs-

planung zuständig sind und wie die Verfahren zur
Planaufstellung ablaufen müssen. In diesem Gesetz
ist ausdrücklich bestimmt, dass für die Windener-
gieplanung in Mecklenburg-Vorpommern die vier
Regionalen Planungsverbände verantwortlich sind.

Baugesetzbuch (BauGB) Das Baugesetzbuch ist
wieder ein Bundesgesetz. Hier ist alles geregelt, was
mit dem Planen und Bauen in den Gemeinden zu-
sammenhängt. Unter anderem gibt es Bestimmun-
gen zur Aufstellung der Flächennutzungspläne und
Bebauungspläne. Für Windenergieanlagen ist der
§ 35 entscheidend. Dieser Paragraph regelt das
Bauen im Außenbereich, also außerhalb der Ort-
schaften und außerhalb von Bebauungsplangebie-
ten. Der § 35 gibt im ersten Absatz die Errichtung
von Windenergieanlagen im Außenbereich grund-
sätzlich frei. Im dritten Absatz wird diese Freiheit
wieder eingeschränkt: Wenn in einem Raumord-
nungs- oder Flächennutzungsplan bestimmte Ge-
biete für Windenergieanlagen festgelegt sind, dürfen
diese Anlagen auch nur dort errichtet werden. 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
Das Bundes-Immissionsschutzgesetz dient dem
Schutz der Menschen vor Gesundheitsgefahren
durch Lärm, Schadstoffe und andere Umweltauswir-
kungen, die von technischen Anlagen ausgehen.
Jede einzelne Windenergieanlage, wenn sie höher
als 50 Meter ist, braucht eine Genehmigung nach
den Vorschriften des Immissionsschutzgesetzes. Da-
bei wird immer berechnet, wie sich Schall und
Schattenwurf der Anlage in der Umgebung ausbrei-
ten und ob bestimmte Richtwerte eingehalten wer-
den. Wenn nicht, wird die Anlage nicht genehmigt.

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)   Das
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege
(Bundesnaturschutzgesetz) regelt die Landschafts-
planung und die Festlegung von Natur- und Land-
schaftsschutzgebieten. Die Schutzbestimmungen in-
nerhalb dieser Gebiete sind meist so streng, dass
eine Errichtung von Windenergieanlagen dort gar
nicht erst in Frage kommt. Für gefährdete Tierarten
gelten aber auch außerhalb von Schutzgebieten sehr
strenge Bestimmungen. Diese stehen im § 44. Ziel
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dieser Bestimmungen ist, dass bedrohte Tierarten
überall dort, wo sie noch vorkommen, nicht noch
weiter gestört und vertrieben werden. Bei der Pla-
nung von Windenergieanlagen muss deshalb immer
auf das Vorkommen seltener Vögel und Fleder-
mäuse geachtet werden. Eine weitere wichtige Rege-
lung ist die Eingriffsregelung: Sie besagt, dass jeder
Eingriff in Natur und Landschaft vom Verursacher
wieder gutgemacht werden muss. Wer mit einer
neuen Windenergieanlage die Landschaft verändert,
muss zum Ersatz dafür aufkommen, dass an anderer
Stelle die Landschaft wieder verbessert wird, zum
Beispiel durch Anpflanzung von Bäumen.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) Auch das Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung ist ein Bundesgesetz. Es
kommt aber ursprünglich aus dem europäischen

Recht. Es schreibt vor, dass bei allen größeren Pla-
nungen und Bauvorhaben vorher genau untersucht
werden muss, wie sie sich auf die Umwelt auswir-
ken. Das fängt bereits auf der Ebene der Raumord-
nungsplanung an, wenn die Flächen für Windparks
ausgesucht werden. Im nachfolgenden Genehmi-
gungsverfahren ist die Umweltprüfung Pflicht bei al-
len Windparks mit 20 oder mehr Einzelanlagen. Alle
Ergebnisse müssen öffentlich gemacht werden, so
dass alle Bürger sich damit befassen können.

Wer sucht die Flächen für Windparks aus?

Windenergieanlagen verändern das Gesicht des Landes. Sie sind oft weit-
hin sichtbar und passen nicht in jede Landschaft. Es hätte daher wenig Sinn,
wenn jede kleine Gemeinde für sich ihren eigenen Windpark planen würde. In Meck-
lenburg-Vorpommern wurde daher die Windenergieplanung den Regionalen Pla-
nungsverbänden übertragen. Die Planungsverbände sind für die Aufstellung der Re-
gionalen Raumentwicklungsprogramme (abgekürzt: RREP) verantwortlich. Das
Land ist dafür in vier Planungsregionen eingeteilt: Westmecklenburg, Rostock, Meck-
lenburgische Seenplatte und Vorpommern. Für die Region Rostock erscheint in älte-
ren Plänen und Schriftstücken auch der Name „Mittleres Mecklenburg/Rostock“, der
bis Anfang 2012 amtlich verwendet wurde. 

Die Planungsverbände sind Zusammenschlüsse der Landkreise
und der größeren Städte in diesen Planungsregionen. Das Gebiet des Pla-
nungsverbandes Region Rostock umfasst die Stadt und den Landkreis Rostock. Mit-
glieder des Planungsverbandes sind die Hansestadt Rostock, der Landkreis Rostock
und die Städte Güstrow, Bad Doberan und Teterow. Die Entscheidung über die Auf-
stellung, Fortschreibung oder Änderung des Regionalen Raumentwicklungsprogram-
mes trifft die Verbandsversammlung. In die Verbandsversammlung entsendet jedes
Verbandsmitglied eine bestimmte Anzahl von Vertretern. Es handelt sich dabei über-
wiegend um Abgeordnete der Rostocker Bürgerschaft, des Kreistages und der Stadt-
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Organisation des Planungsverbandes Region Rostock: Der Landkreis und die vier Städte entsen-
den entsprechend ihrer Größe jeweils eine bestimmte Anzahl von Vertretern in die Verbandsversammlung.
Die Verbandsversammlung wählt den Vorstand und die Ausschüsse. Die Geschäftsstelle bereitet die Unter-
lagen für die Ausschüsse, den Vorstand und die Verbandsversammlung vor.

vertretungen von Güstrow, Teterow und Bad Doberan. Vorbereitet werden alle Ent-
scheidungen durch das Amt für Raumordnung und Landesplanung in Rostock, das –
neben seinen landesbehördlichen Aufgaben – als Geschäftsstelle des Planungsverban-
des fungiert. Das Raumentwicklungsprogramm setzt einen Rahmen für die Planungen
der Gemeinden und anderer öffentlicher Planungsträger. Es enthält Festlegungen zur
Siedlungsentwicklung, zur Freiraumstruktur und zur Entwicklung der Infrastruktur.

Raumordnung – Raumentwicklung – Regional-
planung 

Die regionale Raumordnungsplanung – kurz: Regionalplanung – ist im
Raumordnungsgesetz des Bundes geregelt. Ergänzende Regelungen trifft das
Landesplanungsgesetz. Hier sind zum Beispiel die Zuständigkeiten und die Organisa-
tion der Regionalen Planungsverbände geregelt. An den unterschiedlichen Begriffen
im Bundes- und Landesgesetz sollte man sich nicht stören: ob „Raumordnungsplan“,
„Raumordnungsprogramm“ oder „Raumentwicklungsprogramm“ – es ist im Prinzip
das Gleiche gemeint. Für die regionalen Raumordnungspläne wird häufig – auch in
dieser Broschüre – der kürzere Begriff „Regionalplan“ verwendet. „Raumordnung“ ist
der Oberbegriff für alle überörtlichen Gesamtplanungen, die von den Bundesländern
(Landesplanung) und den regionalen Planungsbehörden und -verbänden (Regional-
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Planungsraum

Land Mecklenburg-
Vorpommern

Region Rostock

Städte und Gemein-
den

Einzelne Baugebiete

Aufgabe

Raumordnungs-
planung

Bauleitplanung

Gesetze

Raumordnungs-
gesetz,
Landesplanungs-
gesetz

Baugesetzbuch

Plan

Landesraumentwick-
lungsprogramm

Regionales Raument-
wicklungsprogramm

Flächennutzungsplan

Bebauungsplan
(für Windparks meist
nicht erforderlich)

Regelungen für Wind-
energieanlagen

Allgemeine Grundsätze
zur Flächenauswahl

Verbindliche Festlegung
von Eignungsgebieten

Präzisierte Darstellung
der Eignungsgebiete als
„Sondergebiete“

Festsetzung von Standor-
ten für einzelne Wind-
energieanlagen in den
Sondergebieten

Übersicht über die Planungsebenen: Die räumliche Planung ist in vier Ebenen organisiert – vom
ganzen Bundesland bis hinunter zum einzelnen Baugebiet. Die beiden unteren Ebenen liegen voll in der
Verantwortung der Gemeinden, die überörtliche Planung machen das Land und die Regionalen Planungs-
verbände. Flächen für Windparks werden auf der Ebene der Regionalplanung festgelegt.

planung) gemacht werden. Die örtliche Planung (Flächennutzungsplanung und Be-
bauungsplanung) fällt dagegen in die Hoheit der Gemeinden und wird unter dem
Oberbegriff „Bauleitplanung“ zusammengefasst. Diese ist im Baugesetzbuch geregelt.
Auf die Rolle der Bauleitplanung wird im zweiten Teil dieser Broschüre eingegangen.

Was ist ein „Eignungsgebiet“?

Das Landesplanungsgesetz für Mecklenburg-Vorpommern bestimmt, dass
in den Regionalen Raumentwicklungsprogrammen Eignungsgebiete für
Windenergieanlagen festgelegt werden sollen. Dies sind Gebiete, die für die
Windenergienutzung besonders geeignet sind. In diesen Gebieten können und sollen
Windenergieanlagen errichtet werden – aber auch nur dort und nicht woanders.
Wenn also in einer Planungsregion Eignungsgebiete für Windenergieanlagen festge-
legt sind, dürfen diese Anlagen nur noch innerhalb dieser Gebiete genehmigt werden –
und sind im gesamten übrigen Territorium ausgeschlossen. Ausnahmen sind nur in
bestimmten Fällen zulässig. Die in den neunziger Jahren in der Region Rostock errich-
teten Anlagen stehen mehrheitlich außerhalb von Eignungsgebieten, weil solche Ge-
biete erst 1999 erstmals festgelegt wurden. Nach 1999 wurde die Errichtung von Anla-
gen außerhalb der Eignungsgebiete nur noch in wenigen Ausnahmefällen zugelassen.
Dies waren meist Anlagen, die von Windenergiefirmen zu Erprobungszwecken errich-
tet wurden. Auch das neue Regionale Raumentwicklungsprogramm von 2011 sieht sol-
che Ausnahmen ausdrücklich vor. Die Zulassung von Ausnahmen bedarf immer einer
Einzelfallentscheidung durch das Amt für Raumordnung und Landesplanung. Außer-
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halb der Eignungsgebiete können auch solche Anlagen zugelassen werden, die über-
wiegend der Selbstversorgung des Betreibers – zum Beispiel eines Landwirtschaftsbe-
triebes – dienen. „Überwiegend“ heißt, dass tatsächlich der größte Teil des erzeugten
Stromes selbst verbraucht werden muss. Unter den gegenwärtigen Tarif- und Vergü-
tungsbedingungen ist diese Art der Selbstversorgung aber wirtschaftlich kaum attrak-
tiv. Deshalb ist diese Möglichkeit bisher fast gar nicht in Anspruch genommen worden. 

Kleine Windenergieanlagen

Für ganz kleine Windenergieanlagen, wie sie für Privatleute und Gewerbe-
treibende zur Eigenversorgung angeboten werden, gilt die Beschränkung auf
Eignungsgebiete nicht. Diese Anlagen dürfen grundsätzlich überall aufgestellt werden,
soweit es baurechtlich zulässig ist. Als Richtgröße gelten in Mecklenburg-Vorpommern
35 Meter Gesamthöhe (bis zur Rotorblattspitze). Alle Windenergieanlagen, die dieses
Maß überschreiten, gelten als „raumbedeutsam“ im Sinne des Landesplanungsgeset-
zes und fallen damit unter die Regelungen der Raumordnung.

Prototypen eines Rostocker

Herstellers bei Kirch Mulsow,

errichtet 2010

Fällt nicht unter die Regelungen

der Raumordnung: Kleinwind-

kraftanlage an einem Auto-

bahnparkplatz bei Rostock
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Auswahl von Eignungsgebieten – 
Welche Flächen sind geeignet?

Kriterien der Flächenauswahl

Viele Standorte kommen für die Errichtung von Windenergieanlagen gar
nicht in Frage. Die Anlagen brauchen einen großen Abstand zu allen Wohnorten.
Die Anlagen sollen auch nicht in Naturschutzgebieten stehen oder dort, wo Zugvögel
unterwegs sind. Die Windverhältnisse sind natürlich auch wichtig. Moderne Anlagen
können wegen ihrer großen Höhe den Wind aber viel besser ausnutzen als die früher
üblichen kleineren Anlagen, so dass die örtlichen Windverhältnisse bei der Standort-
wahl heute nicht mehr so entscheidend sind. Zumindest gilt dies für eine Küstenregion
wie die Region Rostock, wo auch abseits der Küste der Wind noch wesentlich kräftiger
weht als zum Beispiel in Süddeutschland. Wichtiger sind dagegen die vielen Aus-
schlussgründe – also die Gründe, warum man Windenergieanlagen an bestimmten
Standorten nicht haben möchte. 

Um Störungen und Belästigungen durch Windenergieanlagen mög-
lichst von vornherein zu vermeiden, wird also gleich zu Beginn der Pla-
nung überlegt, wo man Windenergieanlagen auf keinen Fall zulassen
möchte und wo man sie nicht unbedingt ausschließen, aber nur nach sorgfältiger
Prüfung zulassen möchte. Daraus ergibt sich eine Liste mit Kriterien für die Flächen-
auswahl. Die erste Abteilung sind die Ausschlusskriterien („hier auf gar keinen Fall!“),
die zweite Abteilung sind die Restriktionskriterien („im Einzelfall sorgfältig überle-
gen!“). Die Kriterienliste wurde von den Landesplanungs- und Naturschutzbehörden
erarbeitet. Das Energieministerium gibt sie als Empfehlung an die Regionalen Pla-
nungsverbände heraus. Damit wird eine einheitliche Vorgehensweise im ganzen Land
sichergestellt. Die Planungsverbände wissen, dass sie mit ihrer Planung „auf der siche-
ren Seite“ sind, so lange sie sich an diese Empfehlungen halten. Es kann aber auch
Einzelfälle geben, in denen aus guten Gründen davon abgewichen werden kann. Die
nachfolgend wiedergegebene Kriterienliste wurde vom Planungsverband bereits für
die Region Rostock angepasst.
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Flächenermittlung für Eignungsgebiete: Die Ausschlussflächen werden Schicht für Schicht überei-
nander gezeichnet, so dass die Planungsregion mehr und mehr davon überdeckt wird. Zum Schluss bleiben
nur wenige Flächen übrig, die von keinem Ausschlusskriterium erfasst werden.

Wohnorte mit Abstandszonen

Vorranggebiete nach dem RREP

Besonders schutzwürdige Land-

schaftsräume

Wälder und Gewässer

Schutzgebiete nach dem Natur-

schutzrecht

Vogelbrutplätze mit Abstandszonen

Gebiete mit Baubeschränkungen

Auswahlkriterien für Eignungsgebiete

Grundlage: Hinweise zur Festlegung von Eignungsgebieten für Windenergieanlagen
des Ministeriums für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung Mecklenburg-
Vorpommern vom 22.05.2012. Vorläufige Anpassung für die Region Rostock gemäß
Empfehlung des Planungsausschusses des Planungsverbandes Region Rostock vom
11.10.2012.

Ausschlussgebiete

(Diese Gebiete sind für die Errichtung von Windparks in jedem Fall ungeeignet.)

Wohnorte:

| Gebiete, die nach der Baunutzungsverordnung dem Wohnen, der Erholung, dem
Tourismus und der Gesundheit dienen (Wohn-, Misch- und Dorfgebiete, Sonderge-
biete) einschließlich 1.000 m Schutzabstand;

| Einzelhäuser und Splittersiedlungen im Außenbereich einschließlich eines Schutzab-
standes von 800 m.
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Vorranggebiete nach dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm:

| Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege;

| Vorranggebiete für die Rohstoffsicherung;

| Vorranggebiete für Gewerbe und Industrie.

Gebiete mit sehr hoher Schutzwürdigkeit nach dem Landschaftsrahmen-
plan der Region Rostock:

| Gebiete mit sehr hoher Schutzwürdigkeit der Freiraumfunktion;

| Gebiete mit sehr hoher Schutzwürdigkeit des Landschaftsbildes.

Wälder und Gewässer:

| Waldgebiete ab 10 ha Größe;

| Binnengewässer ab 10 ha Größe.

Schutzgebiete und geschützte Biotope nach dem Naturschutzrecht:

| Gesetzlich geschützte Biotope ab 5 ha Größe;

| Naturparks;

| Europäische Vogelschutzgebiete.

Brutplätze von Großvögeln:

| Seeadler, einschließlich 2.000 m Schutzabstand;

| Schreiadler mit Waldschutzareal, einschließlich 3.000 m Schutzabstand;

| Schwarzstorch mit Brutwald, einschließlich 3.000 m Schutzabstand;

| Fischadler, Wanderfalke, Weißstorch, jeweils einschließlich 1.000 m Schutzabstand.

Gebiete mit Baubeschränkungen:

| Festgesetzte Überschwemmungsgebiete;

| Engere Schutzzone (Zone II) innerhalb von Trinkwasserschutzgebieten;

| Flugplätze, einschließlich Bauschutz- und Hindernisbegrenzungsbereichen;

| Militärische Anlagen, einschließlich Schutzbereichen.

Gebiete mit eingeschränkter Eignung (Restriktionsgebiete)

(Hier sollen Windenergieanlagen nicht in jedem Fall ausgeschlossen werden; man
geht aber davon aus, dass es in vielen Fällen zu Störungen und Konflikten kommen
würde, so dass im Einzelfall genau geprüft werden muss, ob die Festlegung eines Eig-
nungsgebietes vertretbar ist.)

Vorrang- und Vorbehaltsgebiete nach dem Regionalen Raumentwick-
lungsprogramm:

| 500 m Abstandszone um Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege;
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Wie werden die Flächen ausgesucht?

Für die Flächenauswahl werden auf einer Landkarte der Region alle Flä-
chen abgedeckt, die nicht geeignet sind, die also einem der festgelegten Aus-
schlusskriterien entsprechen. Bestimmte Flächen werden von keinem der Ausschluss-
kriterien erfasst. Ein Beispiel für eine solche Flächenauswahl ist in der Karte auf der
Seite 19 abgebildet. 

Diese Flächen sieht man sich dann genauer an und beginnt anhand
der Restriktionskriterien zu sortieren, welche der Flächen besser und welche
weniger geeignet erscheinen. So wird die Flächenauswahl Schritt für Schritt immer
weiter eingegrenzt. Weil später nicht lauter einzelne Windenergieanlagen in der Land-
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| Vorbehaltsgebiete für Naturschutz und Landschaftspflege;

| Vorbehaltsgebiete für die Rohstoffsicherung;

| Vorbehaltsgebiete für Küsten- und Hochwasserschutz;

| Vorbehaltsgebiete für Gewerbe und Industrie;

| Vorbehaltsgebiete für Kompensation und Entwicklung;

| Tourismusschwerpunkträume.

Gebiete mit sehr hoher Schutzwürdigkeit nach dem Landschaftsrahmen-
plan der Region Rostock:

| 1000 m Abstandszone um Gebiete mit sehr hoher Schutzwürdigkeit des Land-
schaftsbildes.

Schutzgebiete und geschützte Biotope nach dem Naturschutzrecht:

| 200 m Abstandszone um gesetzlich geschützte Biotope ab 5 ha;

| 500 m Abstandszone um Naturparks;

| 500 m Abstandszone um Europäische Vogelschutzgebiete;

| Landschaftsschutzgebiete.

Gebiete mit besonderer Bedeutung für Zugvögel:

| Vogelzugkorridore (Gebiete mit hoher bis sehr hoher Dichte ziehender Vögel);

| Rastgebiete von Wat- und Wasservögeln mit sehr hoher Bedeutung einschließlich
500 m Schutzabstand.

Sonstige:

| Schutz- bzw. Wirkbereiche von Flugsicherungseinrichtungen;

| Umgebung von Denkmalen.



schaft stehen sollen und weil die Zusammenfassung der Anlagen in Windparks auch
technisch und wirtschaftlich sinnvoll ist, werden nur Flächen ab einer bestimmten
Mindestgröße ausgesucht. Mindestens drei Anlagen sollen in einem Eignungsgebiet
Platz finden. Deshalb kommen nur Flächen ab 35 Hektar Größe in Betracht.

Wie viele Eignungsgebiete werden am Ende
festgelegt?

Die oben aufgeführten Ausschluss- und Restriktionskriterien decken zu-
sammen über 98% der Regionsfläche ab. Die tatsächlich geeigneten Gebiete, die
groß genug für einen Windpark sind, umfassen nur rund 1% der Regionsfläche. Grö-
ßere Flächenanteile können eher in anderen Teilen des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern erreicht werden, wo die Besiedlung noch spärlicher ist. Die größten Flächen für
Windparks – und die größten Flächenzuwächse – werden in den nächsten Jahren
wahrscheinlich außerhalb der Region Rostock, vorwiegend im Süden Mecklenburg-
Vorpommerns, entstehen.

Beispiel für eine vorläufige 
Flächenauswahl anhand 
bestimmter Ausschlusskriterien

Flächenauswahl für Eignungsgebiete: Beispiel für eine vorläufige Flächenauswahl nach bestimmten
Eignungskriterien. Aus einer solchen Vorauswahl werden die tatsächlich nutzbaren Gebiete für den Regio-
nalplan ausgesucht. Nur ein Teil der Flächen ist tatsächlich geeignet und groß genug für einen Windpark.
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Schutz der Wohnorte – 
Abstand halten!

Vorsorge durch Schutzabstände

Zum Schutz der Wohnorte wird ein einheitlicher Schutzabstand von 1.000
Metern angewendet. Dieser Abstand soll sicherstellen, dass unzumutbare Belästi-
gungen der Anwohner durch Schall und Schattenwurf von Windenergieanlagen gar
nicht erst auftreten können. Das muss zwar später – wenn die einzelnen Windenergie-
anlagen zur Genehmigung anstehen – sowieso noch einmal genau geprüft werden,
aber es hätte keinen Sinn, im Planungsverfahren Flächen auszuwählen, die sich nach-
her im Genehmigungsverfahren als nicht nutzbar herausstellen. Um Einzelhäuser und
sogenannte Splittersiedlungen in der freien Landschaft werden ebenfalls Schutzab-
stände berücksichtigt. Diese sind mit 800 Metern etwas geringer bemessen. Der Au-
ßenbereich ist von Gesetzes wegen eigentlich nicht zum Wohnen gedacht. Deshalb
können die Schutzanforderungen hier nicht ganz so hoch angesetzt werden. Das heißt
aber nicht, dass man die Bewohner dort gesundheitsschädlichen Belastungen ausset-
zen dürfte. Bestimmte Richtwerte für Schall und Schattenwurf dürfen auch hier nicht
überschritten werden.

Wieviel Abstand muss sein?

Sind 1.000 Meter Abstand bei den Windenergieanlagen heutiger Größe
überhaupt ausreichend? Ja, weil die bisherige Erfahrung zeigt, dass die Richt-
werte für Schall und Schattenwurf bei 1.000 Meter Abstand in der Regel unterschrit-
ten werden. Wenn es ausschließlich nach diesen Richtwerten ginge, könnte man auch
noch dichter an die Wohnorte herangehen. Die Behörden und Planungsverbände ha-
ben sich aber bewusst für einen größtmöglichen Schutz der Anwohner entschieden.
„Größtmöglicher Schutz“ heißt allerdings nicht, dass man die Anlagen in der Nachbar-
schaft gar nicht mehr hören und sehen würde. Eine solche Erwartung wäre unrealis-
tisch. Mecklenburg-Vorpommern ist zwar im Vergleich zu anderen Teilen Deutsch-
lands eher spärlich besiedelt. Aber auch hier liegen die Orte meist nur wenige Kilome-
ter voneinander entfernt. Deshalb lassen sich die Abstände der Windparkflächen zu
den Wohnorten nicht beliebig erhöhen. Wenn man von einem Ort anderthalb oder gar
zwei Kilometer Abstand halten wollte, wäre man auf der anderen Seite meist schon
wieder viel zu dicht an den nächsten Ort herangerückt. Die Karte auf Seite 21 macht
anschaulich, wie sich die Schutzabstände zu den Wohnorten flächenmäßig auswirken:
Rund 85% der Regionsfläche werden dadurch von der Windenergienutzung ausge-
schlossen. 

TEIL 001  >>>   AUSWAHL UND FESTLEGUNG VON EIGNUNGSGEBIETEN



Erhaltung ruhiger Gebiete

Trotz großer Abstände zu den Wohnorten stößt die Planung eines Wind-
parks bei den Anwohnern nicht immer auf Zustimmung. Tatsächlich gibt es
Fälle, wo die bloße Sichtbarkeit von Windenergieanlagen und ihre leisen, aber bei be-
stimmten Windverhältnissen hörbaren Geräusche als störend empfunden werden kön-
nen, weil vielleicht vorher nur unberührte Felder und Wälder zu sehen waren und stö-
rende Geräusche nur von Autos und Landmaschinen ausgingen. Die Erhaltung solcher
ruhigen, weitgehend unbelasteten Gebiete ist wichtig. Dafür werden auch in Zukunft
große Teile der Region von Windenergieanlagen freigehalten – zum Beispiel die Na-
turparks im Süden der Region. 

Im Zweifelsfall wird der Planungsverband bei der Auswahl von
Windparkflächen immer solche Standorte vorziehen, die bereits „vorbe-
lastet“ sind – zum Beispiel durch den Lärm einer nahen Autobahn. Trotzdem wird es
immer auch Fälle geben, wo das verständliche Interesse der Anwohner, dass in ihrer
Umgebung alles so bleiben möge wie es ist, zurückstehen muss. Die völlige Vermei-
dung jeglicher Veränderungen kann nicht Maßstab der Planung sein. 

Wohnorte mit Schutzabständen:
Ortschaften - 1.000 m 
Wohnhäuser im Außenbereich - 800 m

Abstandszonen um die Wohnorte: Die schwarzen Flächen und Punkte stellen die Wohngebiete und
Wohngrundstücke dar. Die in rot dargestellten Abstandszonen erfassen rund 85% der  Regionsfläche. Inner-
halb dieser Abstandszonen werden keine neuen Eignungsgebiete für Windenergie anlagen mehr festgelegt.
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Oben: Hohen Niendorf – ein küstennaher Windpark mit insgesamt fünf Anlagen aus den neunziger Jah-
ren (im oberen Bild links ist am Horizont die Ostsee zu erkennen). Solche küstennahen Standorte kommen
für Windparks heute nicht mehr in die engere Wahl. 
Unten: Warnkenhagen/Dalkendorf im Südosten der Region – insgesamt 10 Anlagen in einer typischen
Ackerlandschaft am Rande der Mecklenburgischen Schweiz.

Typisch für die Region Rostock: kleine und

mittelgroße Windparks



Schutz der Landschaft – 
Konzentrieren oder verteilen?

Fremdkörper in der Landschaft?

Viele Vorbehalte gegen die Nutzung der Windenergie haben mit den Wir-
kungen der Anlagen auf das Landschaftsbild zu tun. Manche Betrachter neh-
men die Anlagen als störende Fremdkörper in der Landschaft wahr. Die Landschaft
hat sich jedoch durch die menschliche Nutzung in den letzten Jahrhunderten stets ver-
ändert. Auch Autobahnen, Industrieanlagen sowie große Wohn- und Gewerbegebiete
passen eigentlich nicht in das traditionelle Idealbild einer harmonischen Kulturland-
schaft – und sind dennoch heute Teil unserer Landschaft. In vielen Küstenregionen
gehören Windenergieanlagen mittlerweile zum normalen Landschaftsbild und werden
von den meisten Bürgern und Touristen ganz selbstverständlich akzeptiert. Wo sonst
sollte man die Windenergie nutzen, wenn nicht dort, wo der Wind kräftig weht? Es
gibt aber auch immer noch Gegenden in der Region Rostock, wo man kilometerweit
übers Land fahren kann, ohne eine einzige Windenergieanlage zu sehen. Und dort, wo
man Anlagen sieht, sind es meist kleine und mittelgroße Windparks, die das Land-
schaftsbild nicht völlig beherrschen. Riesige Windparks mit 50, 100 oder mehr Anla-
gen, wie sie in bestimmten Teilen Brandenburgs und Sachsen-Anhalts entstanden
sind, gibt es hier nicht. 

Zusammenfassen oder verteilen?

Windenergieanlagen sollen das Landschaftsbild der Region auch in Zu-
kunft nicht völlig beherrschen. Gerade als Tourismusregion haben wir allen
Grund, Windparkstandorte maßvoll zu entwickeln und sorgfältig auszuwählen, um
Fehlentwicklungen zu vermeiden. Das bisher verfolgte Konzept, die Anlagen in kleinen
bis mittelgroßen Windparks zusammenzufassen und besonders wertvolle Landschafts-
räume gänzlich freizuhalten, hat sich bewährt. Neben den Landschaftsschutzgebieten
und den großen Naturparks im Süden der Region werden bei der Flächenauswahl
auch die Empfehlungen der Landschaftsplanung berücksichtigt. Denn es gibt natürlich
auch außerhalb der Schutzgebiete Landschaftsräume, die vor Veränderung geschützt
werden sollen – zum Beispiel wegen eines besonders harmonischen und abwechs-
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lungsreichen Landschaftsbildes oder einfach, weil sie bisher noch völlig frei sind von
technischen Elementen wie Hauptstraßen und Stromleitungen und als „unzerschnit-
tene“ Freiräume bewahrt werden sollen. 

Direkt an der Küste und im unmittelbaren Hinterland wird es zu-
künftig kaum noch neue Windenergieanlagen geben. Tourismus, Natur- und
Landschaftsschutz haben hier Vorrang. Auch die südlichsten Teile der Region um Kra-
kow am See und Teterow sind wegen ihrer besonderen landschaftlichen Reize keine
Vorzugsstandorte für die Windenergienutzung im großen Maßstab – wobei sich hier
jedoch einzelne Flächen für Windparks durchaus anbieten könnten. In der Mitte der
Region gibt es dafür Landschaften, die zukünftig stärker durch Windparks geprägt
sein werden. Hier muss besonders darauf geachtet werden, dass keine übermäßigen
Zusammenballungen entstehen und dass nicht einzelne Orte durch Windparks voll-
kommen „eingekreist“ werden. Die Karte unten stellt die Kriterien des Natur- und
Landschaftsschutzes flächenmäßig dar. Auch die im folgenden Kapitel beschriebenen
Anforderungen des Vogelschutzes sind in dieser Darstellung enthalten. Wenn man all
diese Anforderungen übereinander legt, werden rund 85% der Regionsfläche abge-
deckt. Das ist die gleiche Größenordnung, die sich auch durch die Schutzabstände um
die Wohnorte ergibt. Auch in Zukunft soll in der Region Rostock ein Mittelweg zwi-

Sonstige Gebiete mit 
Einschränkungen durch den 
Natur- und Landschaftsschutz

Schutzgebiete nach 
dem Naturschutzgesetz

Zonen für Natur- und Landschaftsschutz: Schutzgebiete nach dem Naturschutzgesetz und sonstige
Restriktionen des Natur- und Landschaftsschutzes. In dieser Darstellung sind alle Kriterien des Natur- und
Landschaftsschutzes, wie sie auf den Seiten 16 bis 18 aufgelistet sind, übereinandergelegt. Insgesamt wer-
den davon rund 85% der Regionsfläche erfasst.
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Windpark Mistorf: Errichtet 2002-04, mit 14 Anlagen größter Windpark in der Region Rostock. In den
nächsten Jahren ist eine Erweiterung auf 28 Anlagen geplant.

schen den in der Überschrift genannten Alternativen verfolgt werden: Weder ist eine
extreme Konzentration der Anlagen in möglichst wenigen großen Windparks gewollt,
noch eine flächendeckende Verteilung über die ganze Region.

Der Landschaftsrahmenplan – Arbeitsgrund-
lage für die Regionalplanung

Wenn es darum geht zu unterscheiden, welche Landschaften besonders
schön und wertvoll sind oder eine besondere Bedeutung für seltene Tierarten ha-
ben, greift der Planungsverband auf Informationen der Naturschutzbehörden zurück.
Die wichtigste Arbeitsgrundlage für die Regionalplanung ist der Gutachtliche Land-
schaftsrahmenplan Mittleres Mecklenburg/Rostock (GLRP MM/R). Dieser wird vom
Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie in Güstrow erstellt und regelmäßig
überarbeitet. Die aktuelle Fassung stammt aus dem Jahr 2007. Der Landschaftsrah-
menplan enthält für die gesamte Planungsregion eine umfassende Bestandsaufnahme
der natürlichen Umwelt – vom Zustand des Wassers und des Bodens bis hin zum
Landschaftsbild. Aufgrund dieser Bestandsaufnahme wird dann unterschieden zwi-
schen besonders schützenswerten Teilen der Region, wo Natur und Landschaft vom
Menschen noch vergleichsweise wenig verändert und belastet sind, und weniger schüt-
zenswerten Teilen, die bereits sehr stark durch menschliche Nutzung geprägt sind.
Wer sich über die Inhalte des Landschaftsrahmenplanes genauer informieren möchte,
findet alles auf den Internetseiten des Landesamtes (www.lung.mv-regierung.de). Die
wichtigsten Inhalte sind dort auch in Kartenform aufbereitet.

Mistorf: größter Windpark der

Region Rostock
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Schutz der Vögel und Fledermäuse –
Es kommt auf die Art an

Wie gefährlich sind Windenergieanlagen für die
Tierwelt?

Wenn es um Windenergieanlagen und den Schutz wildlebender Tiere
ging, war der Planungsverband in der Vergangenheit einiger Kritik ausge-
setzt. Von manchen Kritikern wurden schwere Schäden in der Vogelwelt durch die
immer größere Zahl von Windenergieanlagen vorhergesagt. Auf der anderen Seite gab
es aber auch immer wieder den Vorwurf, der Vogelschutz werde viel zu wichtig ge-
nommen – und der Schutz der Menschen dabei vernachlässigt. Beide Vorwürfe sind
verständlich, aber nicht berechtigt. Was die Gefährdung von Vögeln und Fledermäu-
sen durch Windenergieanlagen angeht, gab es früher viele Vermutungen aber noch
wenig Erfahrung. Die rasche Entwicklung und Verbreitung der Windenergietechnik
hat dazu geführt, dass Vermutungen mehr und mehr durch gesicherte Erkenntnisse
ersetzt werden. Eine wesentliche Erkenntnis ist, dass große Schäden in der Tierwelt
bisher nicht eingetreten sind. Die meisten Tiere des Luftraumes erkennen Windener-
gieanlagen und weichen ihnen – sofern sie überhaupt in Höhe der Rotoren unterwegs
sind – aus. Trotzdem werden immer wieder verunglückte Tiere unter Windenergiean-
lagen gefunden. Ganz ausschließen lassen sich solche Unfälle nicht. Man kann das Ri-
siko aber durch eine vernünftige Standortwahl auf ein vertretbares Maß verringern. 

Welche Arten sind betroffen?

Vieles spricht heute dafür, dass die Gefährdung der Tierwelt durch Wind-
energieanlagen in der Vergangenheit eher über- als unterschätzt wurde.
Der in Mecklenburg-Vorpommern häufige Kranich kommt zum Beispiel mit Wind-
energieanlagen gut zurecht. Einzelne Kranichpaare brüten sogar innerhalb von Wind-
parks. Greifvögel wie der Seeadler sind stärker gefährdet. Sie haben keine natürlichen
Feinde in der Luft und haben deshalb auch keine Scheu vor den rotierenden Flügeln
einer Windenergieanlage. Sie halten kaum Abstand zu den Rotoren. Seeadler zählen
deshalb in Mecklenburg-Vorpommern zu den am häufigsten registrierten Opfern von
„Vogelschlag“ durch Windenergieanlagen. Trotzdem haben die Bestände des Seeadlers
in den letzten Jahren zu- und nicht abgenommen. Auch bei den Fledermäusen kommt
es auf die Art an: Die verschiedenen Arten haben verschiedene Lebensräume und
Jagdreviere. Gefahren für Fledermäuse können gemindert werden, wenn Windener-
gieanlagen in einem ausreichenden Abstand von Wäldern und Gehölzen aufgestellt
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Hauptkorridore des 
Vogelzuges

Europäische
Vogelschutzgebiete

Europäische Vogelschutzgebiete und Korridore des Vogelzuges: Die Vogelschutzgebiete sind für
Windenergieanlagen tabu. Hier soll der Luftraum freigehalten werden. Zugvögel orientieren sich oft an
Gewässerläufen wie der Warnow oder an der Küstenlinie. Auch diese Zugkorridore sollen von Windparks
frei bleiben.

werden. Bei hoher Fledermausaktivität, wie sie besonders in Spätsommernächten auf-
tritt, können Anlagen auch zeitweise abgeschaltet werden. Fledermäuse sind meist bei
niedrigen Windgeschwindigkeiten unterwegs. Dann ist der Stromertrag der Windener-
gieanlagen ohnehin gering. Auch die Höhe der Windenergieanlagen ist für viele Arten
des Luftraumes entscheidend. Der Bereich, der von den Rotorblättern überstrichen
wird, beginnt bei modernen Windenergieanlagen oft erst in 50 Metern Höhe über dem
Erdboden. Viele Arten fliegen so niedrig, dass sie meist gar nicht mehr in Gefahr gera-
ten, von einem Rotorblatt getroffen zu werden. 

Wie wird der Vogelschutz bei der Flächenaus-
wahl berücksichtigt?

Um die heimischen Vogelarten in ihrem Bestand zu sichern, wurden in
den letzten Jahren großflächige Vogelschutzgebiete ausgewiesen. Hier soll
der Luftraum von störenden Anlagen freigehalten werden. Die Schutzgebiete sind des-
halb tabu für die Errichtung von Windenergieanlagen. Auch außerhalb der Schutzge-
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biete gelten strenge Bestimmungen für den Schutz gefährdeter Tierarten. Dieser
strenge Schutz ist notwendig, wenn wir vermeiden wollen, dass bestimmte Arten in
den nächsten Jahren bei uns aussterben. 

In der Region Rostock betrifft das zum Beispiel den Schreiadler
und den Schwarzstorch. Beide sind sehr störungsempfindlich und kommen nur
noch in wenigen, schwer zugänglichen Wäldern vor. Bei solchen extrem gefährdeten
Arten dürfen Windenergieanlagen nicht in der unmittelbaren Nähe der Brutplätze ste-
hen und auch nicht dort, wo die Tiere regelmäßig ihre Nahrung suchen. Auch der Vo-
gelzug wird bei der Flächenauswahl berücksichtigt. Die Küste der Ostsee und die
Flussniederungen von Warnow, Recknitz und Nebel bilden wichtige Leitlinien des Vo-
gelzuges. Diese sollen von Windenergieanlagen freigehalten werden.

Sind Tiere wichtiger als Menschen?

Die strengen gesetzlichen Bestimmungen zum Artenschutz haben bei eini-
gen Bürgern den Eindruck erweckt, der Schutz der Tiere sei den Planern
und den Behörden wohl wichtiger als der Schutz der Menschen. Dieser Ein-
druck ist jedoch falsch. Es geht nämlich nicht um den Schutz jedes einzelnen Tieres.
Es soll nur vermieden werden, dass immer mehr heimische Tierarten allmählich ganz
verschwinden, weil sie in einer immer stärker vom Menschen genutzten Landschaft
keinen Platz mehr finden. Die Windenergienutzung ist dabei immer nur eine zusätzli-
che Störung oder Gefährdung, die zu anderen Störungen – etwa durch Verkehr und
Landwirtschaft – hinzukommt. Grundsätzlich gilt: Je seltener eine Tierart vorkommt
und je stärker sie gefährdet ist, desto mehr Rücksicht muss auf jedes einzelne Tier ge-
nommen werden. Bei weit verbreiteten Arten ist nicht gleich der Bestand bedroht,
wenn einzelne Exemplare an einer Windenergieanlage verunglücken. Nur bei seltenen
Arten kann es wirklich auf den einzelnen Vogel ankommen.

Technisch geprägte Landschaft: am Rostocker Hafen
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Von der Flächenauswahl zum
 verbindlichen Regionalplan – 
Ablauf des Planungsverfahrens

Aufstellung des Regionalen Raumentwicklungs-
programmes

Über die Aufstellung oder Fortschreibung des Regionalen Raumentwick-
lungsprogrammes entscheidet der Planungsverband. Wenn ein erster Pro-
grammentwurf von der Geschäftsstelle des Planungsverbandes erarbeitet und vom
Vorstand und der Verbandsversammlung freigegeben wurde, wird dieser Entwurf öf-
fentlich ausgelegt und allen betroffenen Gemeinden, Behörden, Verbänden und sonsti-
gen öffentlichen Stellen zur Stellungnahme übersandt. Alle Bürger und alle beteiligten
Stellen können dann Hinweise und Anregungen zur Änderung oder Ergänzung des
Programmentwurfes geben. Die Geschäftsstelle wertet – zusammen mit dem Pla-
nungsausschuss des Planungsverbandes – diese Hinweise und Anregungen aus und
macht dem Verbandsvorstand einen Vorschlag, welche davon berücksichtigt werden
sollten und welche nicht. Die Entscheidung trifft dann wiederum die Verbandsver-
sammlung. Diese Entscheidung über Berücksichtigung oder Nichtberücksichtigung
von Hinweisen und Anregungen wird als Abwägung bezeichnet. Der Entwurf wird da-
raufhin überarbeitet und wiederum zur Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behör-
den freigegeben. Wenn sich aus der zweiten Beteiligung keine wesentlichen Änderun-
gen mehr ergeben, kann das Programm zur Beschlussfassung ausgefertigt werden.
Den Beschluss über das Regionale Raumentwicklungsprogramm fasst die Verbands-
versammlung. Bevor das Programm verbindlich werden kann, muss es aber erst der
Landesregierung vorgelegt werden. Diese prüft noch einmal, ob alle Verfahrensvor-
schriften eingehalten wurden. Außerdem dürfen die im Regionalen Raumentwick-
lungsprogramm getroffenen Festlegungen nicht den übergeordneten Planungen des
Landes widersprechen. Wenn alles in Ordnung ist, wird das Programm vom Kabinett
beschlossen und als Rechtsverordnung bekanntgemacht. Dann ist es für alle öffentli-
chen Planungsträger verbindlich. 

Was ist eine „Fortschreibung“?

Im ersten Kapitel auf Seite 7 wurde bereits erwähnt, dass in den nächsten
Jahren weitere Eignungsgebiete für Windenergieanlagen festgelegt wer-
den sollen. Im Dezember 2011 wurde zu diesem Zweck die Fortschreibung des Re-
gionalen Raumentwicklungsprogrammes beschlossen: Das im Jahr 2011 neu aufge-
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stellte Programm wird nicht schon wieder gänzlich neu erarbeitet, sondern nur in ein-
zelnen Kapiteln an neue Entwicklungen und Anforderungen angepasst. In diesem Fall
geht es nur um die Festlegungen zum Thema Energie, und alle anderen Festlegungen
des Raumentwicklungsprogrammes – zum Beispiel zur Siedlungsstruktur oder zum
Natur- und Landschaftsschutz – bleiben von der Fortschreibung weitgehend unbe-
rührt.

Beteiligung der Gemeinden

Der Regionale Planungsverband, der über das Regionale Raumentwick-
lungsprogramm beschließt, tut dies letztlich im Namen der Gemeinden –
wenn auch nur indirekt, denn mit Ausnahme der Städte Rostock, Güstrow, Bad Dobe-
ran und Teterow sind die Gemeinden nicht selbst Mitglieder des Planungsverbandes,
haben also nicht Sitz und Stimme in der Verbandsversammlung. Die Gemeinden des
Landkreises Rostock werden im Verband durch den Landkreis vertreten. Im Pla-
nungsverband werden Mehrheitsentscheidungen getroffen. Das heißt, die Mehrheit
der Verbandsvertreter kann, wenn es sein muss, auch gegen den Willen einzelner Ge-
meinden entscheiden – so wie jede Gemeindevertretung, wenn es sein muss, auch
Mehrheitsentscheidungen gegen den Willen einzelner Bürger treffen kann. Im Aufstel-
lungsverfahren zum Regionalen Raumentwicklungsprogramm werden alle Gemeinden
um ihre Stellungnahme gebeten – so wie auch die Fachbehörden, andere öffentliche
Stellen und Interessenverbände. Die Gemeinde ist in diesem Verfahren also eine Be-
teiligte unter vielen. Trotzdem kann die Stellungnahme der Gemeinde bei der Aufstel-
lung des Raumentwicklungsprogrammes ein besonderes Gewicht haben – nämlich im-
mer dann, wenn eigene, bereits weit fortgeschrittene Planungen der Gemeinde von der
regionalen Planung durchkreuzt würden. In diesem Fall muss der Planungsverband
schon sehr schwerwiegende Gründe haben, wenn er gegen die Gemeinde entscheidet.

Abwägung und Entscheidung

Weil bei der Aufstellung des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes
alle ihre Meinungen äußern dürfen und weil dabei strenge Verfahrensvor-
schriften einzuhalten sind, dauert das Aufstellungsverfahren meist meh-
rere Jahre. Dass alle ihre Meinungen äußern dürfen, heißt aber nicht, dass immer
alle Vorschläge berücksichtigt werden könnten. Das ginge auch gar nicht, weil die Vor-
schläge verschiedener Beteiligter einander oft ausschließen und widersprechen. So
kann es zum Beispiel sein, dass die Festlegung eines Eignungsgebietes für Windener-
gieanlagen von den betreffenden Landeigentümern und von der Gemeindevertretung
befürwortet wird, dass einzelne Anwohner oder Fachbehörden es aber ablehnen. Der
Planungsverband muss dann abwägen. Er muss also prüfen, was mehr Gewicht hat –
die Argumente für oder gegen das Eignungsgebiet. Der Planungsverband darf sich bei
dieser Abwägung nur von sachlichen und fachlichen Überlegungen leiten lassen. Es
kommt nicht so sehr darauf an, wer etwas vorgeschlagen hat – ein einzelner Bürger,
eine ganze Gemeinde oder eine Fachbehörde – sondern hauptsächlich darauf, ob der
Vorschlag mit guten und gewichtigen Argumenten begründet ist. 



Ausschnitt aus der Grundkarte des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes von 2011 mit
den Eignungsgebieten für Windenergieanlagen bei Dalwitz, Jördenstorf und Gnoien (schwarz umrandete
Flächen links, in der Bildmitte und oben rechts mit den Nummern 107, 109 und 111). Neben den Eignungs-
gebieten für Windenergieanlagen enthält das Raumentwicklungsprogramm auch Festlegungen zur Sied-
lungsentwicklung, zur Freiraumstruktur und zur Entwicklung der Infrastruktur.
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 Beschluss über die Neuaufstellung oder Änderung (Fortschreibung) 
des  Regionalen Raumentwicklungsprogrammes 

(Verbandsversammlung)

Ausarbeitung eines ersten Programmentwurfes 

(Amt für Raumordnung und Landesplanung, Planungsausschuss)

Beschluss über den ersten Programmentwurf

(Verbandsversammlung)

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und 
sonstigen  öffentlichen Stellen

Abwägung der Hinweise und Anregungen, Überarbeitung des
 Programmentwurfes 

(Amt für Raumordnung und Landesplanung, Planungsausschuss)

Beschluss über den überarbeiteten Entwurf 

(Verbandsversammlung)

Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen
 öffentlichen Stellen

Abwägung der Hinweise und Anregungen 

(Amt für Raumordnung und Landesplanung, Planungsausschuss)

Ausfertigung des beschlussreifen Programmes 

(Amt für Raumordnung und Landesplanung)

Beschluss über die Abwägung und das Programm

(Verbandsversammlung)

Prüfung durch die Landesregierung

Beschluss der Landesregierung

Bekanntmachung als Rechtsverordnung

>
>

>
>

>
>

>
>

>
>

>
>
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Aufstellungsverfahren des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes: Das Verfahren wird
vom Planungsverband durchgeführt. Der Programmentwurf wird zweimal ausgelegt: Beim ersten Mal
geht es um die Grundzüge der Planung, beim zweiten Mal liegt dann ein ausgereifter Entwurf vor. Das Amt
für Raumordnung und Landesplanung macht die Entwürfe, im Planungsausschuss werden sie beraten, der
Vorstand des Planungsverbandes legt sie der Verbandsversammlung zur Beschlussfassung vor.



Beteiligung der Bürger – 
Jeder kann seine Meinung äußern

Was geht den Bürger die Regionalplanung an?

Die Festlegungen des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes richten
sich an Behörden und öffentliche Planungsträger. Den einzelnen Bürger oder
Grundstückseigentümer verpflichten diese Festlegungen zu nichts. Regionalplanung
ist eine vorbereitende Planung. Richtig ernst wird es meistens erst später, wenn ge-
nauere Pläne gemacht werden. Die Regionalplanung könnte den Bürgern also eigent-
lich gleichgültig sein. Dennoch gibt es durchaus gute Gründe, sich damit zu befassen.
Bei der Regionalplanung kann man nämlich über Alternativen reden: Soll der Wind-
park hier hin oder lieber ganz woanders? Wenn sich eine Planung erst einmal verfes-
tigt hat, ist es für solche Diskussionen meist zu spät. Für Windparks gilt dies ganz be-
sonders. Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm werden die Flächen dafür näm-
lich abschließend festgelegt. Danach kann man noch über Einzelheiten reden – etwa:
wie viele Anlagen in einem Windpark stehen dürfen – aber nicht mehr darüber, ob der
Windpark überhaupt entstehen soll.

Auslegung der Planungsunterlagen

Das Verfahren zur Aufstellung des Regionalen Raumentwicklungspro-
grammes ist öffentlich. Jeder Bürger kann sich mit den Planungsunterla-
gen befassen und seine Meinung dazu äußern – also nicht bloß die unmit-
telbar betroffenen Anwohner und Grundstückseigentümer. Dazu werden die
Entwürfe zum Raumentwicklungsprogramm zweimal öffentlich ausgelegt: wenn ein
erster Entwurf vorliegt und dann noch einmal, wenn der Entwurf im Ergebnis der ers-
ten Auslegung überarbeitet wurde. Ausgelegt wird normalerweise in allen Amtsverwal-
tungen und in allen größeren, selbständigen Städten und Gemeinden, die keinem Amt
angehören. Außerdem können die Unterlagen in der Geschäftsstelle des Planungsver-
bandes eingesehen werden. Die Auslegung wird immer einige Wochen vorher be-
kanntgemacht. Die Bekanntmachung steht auf der Internetseite des Planungsverban-
des und gleichzeitig auf den Internetseiten bzw. in den Amtsblättern des Landkreises,
der Hansestadt Rostock und der Städte Güstrow, Bad Doberan und Teterow. Auch die
übrigen Städte, Gemeinden und Amtsverwaltungen werden in der Regel um öffentli-



#34

TEIL 001  >>>   AUSWAHL UND FESTLEGUNG VON EIGNUNGSGEBIETEN

che Bekanntmachung gebeten. Das geschieht dann in den jeweiligen Amts- und Mit-
teilungsblättern, im Internet oder – wo dies üblich ist – per Aushang in den Gemein-
den. Die Planungsunterlagen selbst werden ebenfalls im Internet bereitgestellt. Wer
über einen Zugang verfügt, kann sich die Unterlagen also auch zu Hause am Bild-
schirm ansehen und seine Stellungnahme per Email abgeben. Wer keinen Brief oder
keine Email schreiben möchte, kann seine Hinweise auch mündlich vorbringen, über-
all dort, wo der Programmentwurf ausliegt. Die Hinweise werden dort schriftlich auf-
genommen und an den Planungsverband weitergeleitet.

Was wird ausgelegt?

Das Regionale Raumentwicklungsprogramm besteht aus einer großen
Karte – der Grundkarte – und einem Textband. Auf Seite 31 ist ein Ausschnitt
aus der Grundkarte des geltenden Raumentwicklungsprogrammes abgebildet. In der
Karte sind die vorgeschlagenen Eignungsgebiete für Windenergieanlagen mit einer
schwarzen Umrandung eingetragen. Jeder Gebietsvorschlag hat eine Nummer. Im
Textband gibt es eine Tabelle dazu, in der zu jedem Gebiet der Name und die Größe
aufgeführt sind. Außerdem gibt es im Textband noch eine kleinere Karte für den
schnellen Überblick – in der großen Karte ist es schwieriger, die Übersicht zu behal-
ten, weil die Gebiete dort neben den vielen anderen Eintragungen nicht so sehr ins
Auge fallen. Wenn – wie im derzeit laufenden Verfahren – nur Teile des Raument-
wicklungsprogrammes geändert werden sollen, werden auch nur diese Teile ausgelegt
– also eventuell nur Kartenausschnitte anstelle einer großen Karte, und nur einzelne
Kapitel aus dem Textband. 

Im Text des Raumentwicklungsprogrammes stehen in jedem Kapi-
tel zuerst die Ziele und Grundsätze. Das sind die Vorschriften, auf die es
ankommt. Danach kommt immer eine Begründung. Es wird dort zu jeder Vorschrift
kurz erläutert, welchen Zweck sie hat und wie sie angewendet werden soll. Ziele, mit
einem „Z“ gekennzeichnet, sind strenge Vorschriften: Alle Behörden, Gemeinden und
öffentlichen Planungsträger haben sich mit ihren eigenen Planungen und Entschei-
dungen daran zu halten – ohne Wenn und Aber. Grundsätze, mit einem „G“ gekenn-
zeichnet, sind eher als nachdrückliche Empfehlungen zu verstehen: Die öffentlichen
Stellen sollen sich danach richten, aber es kann auch Gründe geben, davon abzuwei-
chen.

Umweltbericht und Abwägungsdokumentation

Spätestens mit dem zweiten Entwurf des Raumentwicklungsprogrammes
muss auch ein Umweltbericht ausgelegt werden. Dieser ist meist umfangrei-
cher als der eigentliche Programmentwurf. Hier werden ausführlich alle Umweltaus-
wirkungen beschrieben, die mit den Planungen verbunden sein können. Was in dieser
Broschüre nur sehr kurz erklärt wird – wie der Schutz der Anwohner, der Landschaft
und der Tierwelt bei der Planung von Windparks berücksichtigt wird – ist im Umwelt-
bericht ausführlich erläutert. Der Planungsverband muss nachweisen, dass mit Um-



weltbelastungen nicht leichtfertig umgegangen wird. Wenn es verschiedene Planungs-
alternativen gibt, soll nach Möglichkeit immer diejenige gewählt werden, welche die
wenigsten Umweltbelastungen mit sich bringt. 

Zum zweiten Entwurf des Raumentwicklungsprogrammes gehört
außerdem eine Abwägungsdokumentation. Auch diese ist meist umfangrei-
cher als der eigentliche Programmentwurf. In der Abwägungsdokumentation sind alle
Einwände, Hinweise und Anregungen aus dem vorausgegangenen Beteiligungsverfah-
ren gesammelt und sortiert. Dazu wird immer vermerkt, ob die Anregung bei der
Überarbeitung des Programmentwurfes berücksichtigt wurde oder nicht, und es wird
kurz erklärt, warum so und nicht anders entschieden wurde. Aus Gründen des Daten-
schutzes werden die Hinweise und Anregungen der Bürger anonym wiedergegeben.
Wenn mehrere Bürger Stellungnahmen mit gleichem oder ähnlichem Inhalt abgege-
ben haben, können diese auch zusammengefasst werden. Neben den Hinweisen und
Anregungen der Bürger sind in der Abwägungsdokumentation auch alle Stellungnah-
men der Gemeinden, Fachbehörden, Verbände und sonstigen Beteiligten enthalten. 

Sitzungen und Beschlüsse des Planungs -
verbandes

Die Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverbandes tagt in der
Regel ein Mal jährlich, meist im November oder Dezember. Jeder kann zu
den Sitzungen kommen und zuhören. Zu Wort melden dürfen sich aber nur die ge-
wählten Verbandsvertreter. Alle Sitzungstermine werden rechtzeitig auf der Internet-
seite des Planungsverbandes bekanntgegeben. Wenn die Verbandsversammlung ihre
Beschlüsse gefasst hat, werden diese auf der Internetseite des Planungsverbandes ver-
öffentlicht. Wer Fragen hat, kann sich jederzeit an die Geschäftsstelle des Planungs-
verbandes wenden. Es gibt aber natürlich auch Informationen und Unterlagen, die
nicht herausgegeben werden. Das gilt zum Beispiel für alle internen Beratungsunterla-
gen und Entwürfe, so lange sie nicht vom Verbandsvorstand oder der Verbandsver-
sammlung freigegeben sind.
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ZWEITER TEIL

Vom Eignungsgebiet
zum fertigen 
Windpark



Bauleitplanung – 
Was können die Gemeinden tun? 

Anpassungspflicht für die gemeindliche
 Planung

Wenn das Regionale Raumentwicklungsprogramm für verbindlich erklärt
ist, müssen sich die Gemeinden daran halten. Sie sind dann gesetzlich ver-
pflichtet, ihre eigenen Pläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Das bedeutet,
dass eine Gemeinde ein im Raumentwicklungsprogramm festgelegtes Eignungsgebiet
für Windenergieanlagen in ihrem Flächennutzungsplan darstellen muss. Das muss
nicht sofort geschehen, spätestens aber dann, wenn die Gemeinde die nächste Ände-
rung ihres Flächennutzungsplanes vornimmt – oder wenn ein Antrag auf Errichtung
einer Windenergieanlage vorliegt, über den anhand des Flächennutzungsplanes ent-
schieden werden muss. Eignungsgebiete für Windenergieanlagen werden im Flächen-
nutzungsplan als „Sondergebiet“ in der Farbe orange dargestellt. 

Da der Flächennutzungsplan in einem größeren Kartenmaßstab er-
stellt wird als das Raumentwicklungsprogramm, kann er das Eignungsge-
biet viel genauer darstellen. Die Gemeinde kann dabei örtliche Belange berück-
sichtigen, die auf der regionalen Planungsebene noch nicht betrachtet werden konnten
und in der kleinmaßstäblichen Karte des Raumentwicklungsprogrammes nicht dar-
stellbar waren. Dies kann zum Beispiel bedeuten, dass ein Schutzabstand zu einem
Biotop berücksichtigt wird, weil dort ein Kranichpaar brütet. Auch Abstände zu Lei-
tungen, Straßen und Wegen oder Richtfunkstrecken, welche durch das Eignungsgebiet
verlaufen, können im Flächennutzungsplan berücksichtigt werden. Die Gemeinde darf
aber nicht die regionale Planung noch einmal gänzlich „aufrollen“, also alles neu ab-
wägen und neu entscheiden, was der Planungsverband schon abgewogen und ent-
schieden hat. Der Planungsverband hat zum Beispiel entschieden, dass für alle neu
festgelegten Eignungsgebiete einheitliche Abstände zu den Wohnorten gelten. Diese
dürfen von der Gemeinde nicht willkürlich vergrößert oder verkleinert werden. 

Gemeinden ohne Flächennutzungsplan

Viele Gemeinden in den ländlichen Teilen der Region Rostock haben kei-
nen Flächennutzungsplan. Diese müssen dann natürlich auch nichts anpassen.
Für die Zulassung einer Windenergieanlage reicht immer die Festlegung eines Eig-
nungsgebietes im Regionalen Raumentwicklungsprogramm. Dieses bildet wegen des
kleinen Kartenmaßstabes die Grenzen der Eignungsgebiete zwar nur ungenau ab – da
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die Grenzziehung aber klaren und einheitlichen Regeln folgt, die im Begründungstext
und im Umweltbericht zum Raumentwicklungsprogramm nachgelesen werden kön-
nen, ist die genaue Bestimmung der Gebietsgrenzen in der Praxis meist kein Problem.
Im Genehmigungsverfahren für jede Windenergieanlage wird dafür immer noch ein-
mal das Amt für Raumordnung und Landesplanung beteiligt. Dieses prüft dann, ob
der Standort der geplanten Windenergieanlage wirklich innerhalb des Eignungsgebie-
tes liegt. Wenn nicht, gibt es keine Genehmigung. Keine Gemeinde muss also extra ei-
nen eigenen Plan aufstellen, wenn auf ihrem Territorium ein Windpark entstehen soll. 

Muss ein Bebauungsplan gemacht werden?

Ein Bebauungsplan wird meist dann gemacht, wenn eine Gemeinde ein
neues Wohn- oder Gewerbegebiet erschließen möchte. Der Bebauungsplan
setzt für das neue Baugebiet genau fest, wo und wie gebaut werden darf. Vorher kön-
nen keine Baugenehmigungen erteilt werden. Für einen Windpark muss kein Bebau-
ungsplan gemacht werden. Genehmigungen für einzelne Windenergieanlagen können
auch auf der Grundlage des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes oder des Flä-
chennutzungsplanes erteilt werden. Im Vergleich zu einem neuen Wohn- oder Gewer-
begebiet ist ein Windpark unkompliziert. Er braucht zum Beispiel keine umfangreiche
Erschließung, und die Festsetzungen, die in Bebauungsplänen typischerweise getrof-
fen werden, sind bei einem Windpark meist unnötig. Nur wenn die Gemeinde aus be-
stimmten Gründen die Stellung der Anlagen im Windpark vorschreiben möchte – also
den Standort für jede einzelne Windenergieanlage genau festsetzen will – hat es Sinn
einen Bebauungsplan aufzustellen. 

Ebenso wie im Flächennutzungsplan darf die Gemeinde auch im
Bebauungsplan die Ausnutzung eines Eignungsgebietes aber nicht will-
kürlich einschränken. Es gilt der Grundsatz, das Eignungsgebiet bestmöglich aus-
zunutzen. Alle Festsetzungen müssen planerisch begründet sein. Es darf also keine
„Gefälligkeitsplanung“ nach den Wünschen einzelner Landeigentümer, Anwohner
oder Windenergiefirmen gemacht werden, mit der andere Interessenten willkürlich
benachteiligt würden. So etwas wäre immer angreifbar. 

Planungsverfahren und Bürgerbeteiligung

Die Bauleitplanung liegt voll in der Verantwortung der Gemeinden; also
werden auch die Planungsverfahren von den Gemeinden selbst durchge-
führt. Das Verfahren ist im Baugesetzbuch geregelt. Es läuft im Prinzip genauso ab,
wie das auf Seite 29 ff. beschriebene Verfahren zur Aufstellung des Regionalen Raum-
entwicklungsprogrammes: In der Regel wird eine öffentliche Auslegung zu einem sehr
frühen Zeitpunkt der Planung durchgeführt, und dann noch eine zweite Auslegung,
wenn ein überarbeiteter, ausgereifter Planentwurf vorliegt. Auch bei der Bauleitpla-
nung haben alle Bürger das Recht, die Unterlagen einzusehen und selbst Hinweise und
Anregungen zu geben. 
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Ausschnitt Flächennutzungsplan: Darstellung eines Eignungsgebietes für Windenenergieanlagen in
einem Flächennutzungsplan – es handelt sich um die orange eingefärbte Fläche mit der Bezeichnung „SO“
für „Sondergebiet“ (Gemeinde Zepelin, Windfeld Oettelin, Vorentwurf vom Februar 2012; verkleinerte Dar-
stellung).

Ausschnitt Bebauungsplan: In der Regel nicht nötig, in Einzelfällen kann es aber sinnvoll sein: Umset-
zung des Flächennutzungsplanes in einen Bebauungsplan mit abgegrenzten Baufeldern für einzelne Wind-
energieanlagen (Gemeinde Zepelin, Windfeld Oettelin, Vorentwurf vom Februar 2012; verkleinerter Aus-
schnitt).
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Projektentwicklung – 
Wie ein Windpark entsteht

Worum geht es in diesem Kapitel?

Im Folgenden werden einige grundlegende Informationen darüber gege-
ben, wie Windparks wirtschaftlich funktionieren und was Bürger und Ge-
meinden bei der Entwicklung eines solchen Vorhabens selbst unterneh-
men können. Weitergehende Beratung kann der Planungsverband zu diesen The-
men allerdings nicht anbieten. Bei allen Fragen zur Flächenauswahl und zum Pla-
nungsverfahren, die im ersten Teil dieser Broschüre behandelt werden, ist der Pla-
nungsverband immer der richtige Ansprechpartner – bei wirtschaftlichen und techni-
schen Fragen ist er es nicht. Deshalb wird dieses Thema hier nur sehr allgemein abge-
handelt. Einige der nachfolgend gegebenen Informationen sind übernommen aus der
Studie „Kommunaler Nutzen von Windenergieanlagen“, die das Institut des Vereins
„Energie-Umwelt-Beratung“ (EUB) aus Warnemünde im Jahr 2012 für den Planungs-
verband durchgeführt hat. Den vollständigen Bericht des EUB-Instituts können Sie
auf den Internetseiten des Planungsverbandes einsehen. 

Wo bekommen Sie weiterführende
 Informationen?

Wer selbst ernsthaft die Planung eines eigenen Windparks angehen will,
muss sich natürlich sehr eingehend mit der Sache befassen. Eine besonders
nützliche Arbeitshilfe ist hierbei der „Leitfaden Bürgerwindpark“, der zuletzt im Jahr
2012 in einer aktualisierten Auflage von der „Netzwerkagentur für Windenergie“ in
Schleswig-Holstein herausgegeben wurde (zu finden im Internet unter www.wind-
comm.de). Hier werden sehr konkrete Hinweise zur Planung und Finanzierung eines
Windparks und Rechenbeispiele zur Ermittlung der Wirtschaftlichkeit gegeben. Die
Empfehlungen der Netzwerkagentur Windenergie beruhen auf langjähriger Erfahrung
mit Bürgerwindparks in Schleswig-Holstein (insbesondere Nordfriesland), wo diese
Betriebsform bislang am weitesten verbreitet ist. In Mecklenburg-Vorpommern bietet
die landesweite Genossenschaft der Bioenergiedörfer (BED) sich als Beraterin für Bür-
ger und Gemeinden an. Diese Genossenschaft hat sich, wie der Name sagt, ursprüng-
lich der dörflichen Selbstversorgung durch Bioenergie verschrieben – will sich zukünf-
tig aber auch verstärkt für örtliche Initiativen zur Nutzung der Windkraft einsetzen.
Dabei ist sowohl an Gemeinden und Grundeigentümer als auch an Vereine, Genossen-
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schaften, Unternehmen und Einzelpersonen gedacht, die sich an Windparks beteiligen
oder eigene Windenergieanlagen errichten möchten. Mitbestimmung und Teilhabe
sind dabei die obersten Ziele. Die BED will dafür Konzepte entwickeln, Kontakte zu
Planern vermitteln und bei der Beschaffung von Kapital helfen. Die Genossenschaft
unterhält eine Geschäftsstelle in Bollewick bei Röbel/Müritz und ist im Internet unter
der Adresse www.bedeg.de zu finden.

Wer darf in einem Eignungsgebiet Wind -
energieanlagen errichten?

Der Regionale Planungsverband legt die Eignungsgebiete für Windener-
gieanlagen unabhängig von den Wünschen einzelner Grundeigentümer
oder Windenergiefirmen fest. Wer dann innerhalb der festgelegten Gebiete
Windenergieanlagen errichten darf, geht den Planungsverband nichts mehr an. Das
entscheiden allein die Grundstückseigentümer. Diese können zunächst überlegen, ob
sie selbst Windenergieanlagen errichten und betreiben wollen oder ob sie das einer
der zahlreichen Firmen überlassen wollen, die sich auf dieses Geschäft spezialisiert ha-
ben. In der Regel gehen diese Firmen von selbst auf die Grundstückseigentümer zu
und versuchen, sich Nutzungsrechte zu sichern. Sie stehen dabei meist in Konkurrenz
zu anderen Firmen, die sich ebenfalls für die betreffenden Grundstücke interessieren.
Je nach Ergebnis der Verhandlungen wird eine Firma ein gesamtes Eignungsgebiet
entwickeln, oder es wird mehrere Einzelprojekte in einem solchen Gebiet geben. Dann
gilt der Grundsatz „wer zuerst kommt…“. Das heißt, wenn schon einzelne Anlagen im
Gebiet genehmigt sind, müssen weitere Vorhaben, die danach kommen, darauf Rück-
sicht nehmen – zum Beispiel, wenn es um die Einhaltung der notwendigen Abstände
der einzelnen Anlagen untereinander geht. 

Beispiel für die Planung eines Windparks: Lageplan für sechs neue Windenergieanlagen bei Gnoien
(WEA 1 bis 6) und die zugehörigen Erschließungswege (UKA Nord, Rostock 2012).

GeoBasis DE-MV/DTK 10 
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Von wem werden Windenergieanlagen
 betrieben?

Die ersten Windenergieanlagen in den neunziger Jahren wurden vielfach
von privaten Bürgern errichtet. Viele dieser Anlagen sind bis heute in privater
Hand und werden von den Eigentümern selbst betrieben. Seit Mitte der neunziger
Jahre wird das Geschäft mehr und mehr von professionellen Firmen bestimmt. Das
hat damit zu tun, dass die Anlagen und die Windparks immer größer geworden sind –
so dass man heute sehr viel Zeit, Geld und Fachwissen braucht, um ein solches Projekt
zu verwirklichen. Spezialisierte Firmen mit langjähriger Erfahrung sind dabei grund-
sätzlich im Vorteil. Diese Firmen sind nicht die großen Netzbetreiber und Energiever-
sorger, sondern meist kleine oder mittelgroße Unternehmen, die sich auf die Planung
und Betriebsführung von Windparks spezialisiert haben. 

Auch in der Region Rostock sind einige solche Unternehmen ansäs-
sig. Für den Betrieb eines Windparks wird aus steuerlichen Gründen und zur Begren-
zung der Haftung meist noch einmal extra eine Firma gegründet – oft in der Form ei-
ner GmbH & Co KG – die dann nur einen einzigen Windpark betreibt. Es ist nicht un-
üblich, dass ganze Windparks oder einzelne Anlagen später verkauft werden, wenn die
ursprüngliche Eigentümerfirma Geld für neue Projekte braucht. Mitunter wird das
dann vertraglich so geregelt, dass die Betriebsführung beim ursprünglichen Eigentü-
mer bleibt und nur das Eigentum wechselt. In anderen Fällen wird auch die Betriebs-
führung an den neuen Eigentümer abgegeben. Käufer sind oftmals Fondsgesellschaf-
ten, die das Geld ihrer privaten Kunden gewinnbringend anlegen, oder auch Energie-
versorger, die sich damit gewisse Anteile an „grünem“ Strom sichern. 

Können Gemeinden auch selbst Windenergie-
anlagen betreiben?

Ja, das geht. Die ehemalige Gemeinde Rakow (heute zur Gemeinde Am
Salzhaff gehörig) betreibt zum Beispiel seit 1992 zwei eigene kleine Wind-
energieanlagen bei Teßmannsdorf. Bis vor einigen Jahren waren solche Vorha-
ben mit großer Vorsicht anzugehen: Von Gesetzes wegen ist es den Gemeinden näm-
lich grundsätzlich verboten, mit eigenen Wirtschaftsunternehmen den privaten Unter-
nehmern Konkurrenz zu machen. Sie haben sich auf öffentliche Aufgaben zu be-
schränken, bei deren Wahrnehmung sie nicht im Wettbewerb mit privaten Anbietern
stehen und nicht die Gewinnerzielung im Vordergrund steht. Die Kommunalverfas-
sung Mecklenburg-Vorpommerns wurde aber kürzlich geändert, um für die Gemein-
den in diesem Punkt Klarheit zu schaffen: Die Energieversorgung gehört ausdrücklich
zu den Bereichen, in denen die Gemeinden sich wirtschaftlich betätigen dürfen. Der
damit verbundene Verwaltungsaufwand sollte jedoch nicht unterschätzt werden. Auch
darf die Gemeinde sich finanziell nicht übernehmen. Die wirtschaftliche Betätigung
muss der Größe und Finanzkraft der betreffenden Gemeinde angemessen sein.
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Die im Jahr 2012 errichtete Anlage ist auf Seite 8 unten abgebildet (Wind-Projekt, Börgerende 2012).
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Was ist ein „Bürger windpark“?

Ein Bürgerwindpark ist ein Windpark, der von ortsansässigen Landeigen-
tümern und Anwohnern selbst geplant und betrieben wird. Das muss nicht
bedeuten, dass die Bürger ihre Windenergieanlagen komplett aus eigener Tasche bezah-
len und die gesamte Planung und Betriebsführung selbst machen müssen. In aller Regel
werden sie das gar nicht können, sondern Kredite aufnehmen und spezialisierte Fachfir-
men beauftragen. Entscheidend ist, dass bei einem Bürgerwindpark die Eigentümer im
Ort ansässig sind, die Erträge im Ort bleiben und über alles vor Ort entschieden wird.
Damit so etwas funktioniert, müssen die Bürger natürlich schon einiges Geld mitbrin-
gen: Von einem gewissen Eigenanteil bei der Finanzierung sollte man ausgehen. We-
nigstens einige der Beteiligten müssen daneben auch bereit sein und Zeit haben, die
viele Arbeit auf sich zu nehmen, die damit verbunden ist, ein solches Projekt auf den
Weg zu bringen. Außerdem müssen natürlich alle Beteiligten in der Lage sein, das fi-
nanzielle Risiko mitzutragen. Durch die gesetzlich garantierte Vergütung ist ein Wind-
park zwar eine ziemlich sichere Investition – dennoch können auch Verluste entstehen,
wenn zum Beispiel die Energieausbeute hinter dem berechneten Ertrag zurückbleibt
oder technische Probleme mit den Anlagen auftreten. Wer als Privatperson dieses Ri-
siko nicht eingehen und trotzdem Geld in einen Windpark investieren möchte, kann
dies auch über eine Beteiligungsgesellschaft tun, welche die Verlustrisiken für die An-
teilseigner begrenzt. Der örtliche Bezug zum „eigenen“ Windpark und die Möglichkeit
der direkten Mitbestimmung bei der Betriebsführung gehen dabei jedoch meist verlo-
ren. 

Auch ein richtiger Bürgerwindpark kann im Prinzip wie ein kom-
merzielles Unternehmen als GmbH & Co KG organisiert werden. Es bietet
sich jedoch auch die Rechtsform der Genossenschaft an. Selbstverständlich sind auch
Mischformen zwischen Bürgerwindpark und rein kommerziellem Betrieb möglich, in-
dem sich eine professionelle Windenergiefirma mit ortsansässigen Bürgern das Eigen-
tum an einem Windpark teilt – und dafür größere Teile der Vorfinanzierung, der Vorar-
beiten und des unternehmerischen Risikos übernimmt. Auf diese Weise wurde zum Bei-
spiel im Jahr 1999 der Windpark in der Gemeinde Carinerland bei Neubukow verwirk-
licht. Hier haben sich damals zahlreiche Bürger an der Finanzierung beteiligt.

Was kostet ein Windpark?

Der Preis für eine moderne, große Windenergieanlage liegt heute in der
Größenordnung von einer Million Euro – bei bestimmten Fabrikaten auch
anderthalb Millionen und mehr – je Megawatt Nennleistung (als „Nennleis-
tung“ bezeichnet man die elektrische Leistung, die eine Windenergieanlage abgibt,
wenn sie unter „Volllast“, also bei besten Windverhältnissen läuft). Zu den reinen Anla-
genkosten kann noch rund ein Viertel dieses Betrages als Nebenkosten hinzugerechnet
werden. Mit Fundament, Wegebau, Verkabelung und weiteren Nebenkosten muss man
also damit rechnen, mehr als eine Million Euro pro Megawatt auszugeben, bis die An-
lage ans Netz geht und Strom erzeugt. Stand der Technik bei großen Anlagen sind heute
zweieinhalb bis drei Megawatt Nennleistung. Es gibt aber auch schon größere Anlagen
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(im Jahr 2012 wurde eine 7,5-Megawatt-Anlage bei Neubukow errichtet). Die Errich-
tung eines ganzen Windparks – in der Region Rostock besteht ein durchschnittlicher
Windpark heute aus fünf bis zehn Einzelanlagen – ist immer eine Investition in zwei-
stelliger Millionenhöhe. 

Auch die Kosten, die bei der Planung und Vorbereitung eines
Windparkprojektes entstehen, dürfen nicht unterschätzt werden. Für die
Erarbeitung aller Fachgutachten und Planungsunterlagen bis zur Vorlage des vollstän-
digen Genehmigungsantrages können einige zehntausend oder auch einige hundert-
tausend Euro zusammenkommen. Wie viel Geld tatsächlich ausgegeben werden muss,
hängt auch davon ab, welche Arbeiten der zukünftige Betreiber selbst übernimmt und
welche er an spezialisierte Büros gegen Bezahlung vergibt. Zu den üblichen Gutachten
(Schall, Schattenwurf, Naturschutzfragen), die in jedem Fall bei der Genehmigungsbe-
hörde eingereicht werden müssen, können im Einzelfall weitere hinzukommen. 

Zum Beispiel unterliegen große Teile der Region Rostock Ein-
schränkungen, die mit den Radaranlagen am Flugplatz Laage zusammen-
hängen. Um Gefährdungen der Flugsicherheit auszuschließen, können auch zu dieser
Frage spezielle Fachgutachten erforderlich sein. Das für die Planung und Antragsvor-
bereitung ausgegebene Geld ist verloren, wenn das Projekt scheitert oder nicht geneh-
migt wird. 

Links: 7,5-Megawatt-Windenergieanlage bei Neubukow, Höhe 200 m, errichtet 2012 (leistungsstärkste
Anlage in der Region Rostock).  Rechts: Ebenfalls bei Neubukow – Windpark Carinerland, 12 Anlagen
wurden hier im Jahr 1999 errichtet. Die Bürger der ehemaligen Gemeinden Karin, Krempin und Ravens-
berg konnten sich damals an diesem Projekt beteiligen.

Bei Neubukow: größte Windenergie -

anlage der Region

Carinerland: Windpark mit Bürger -

beteiligung



#48

Welche Erträge bringt ein Windpark ein?

Dafür, dass sich eine Windenergieanlage für den Betreiber rechnet, sorgt
das Erneuerbare-Energien-Gesetz. Dieses Gesetz verpflichtet die Stromnetzbe-
treiber, Windenergieanlagen an ihr Netz anzuschließen, den Strom dieser Anlagen ab-
zunehmen und dafür bestimmte Vergütungen zu zahlen. Die Vergütungssätze sind im
Gesetz genau bestimmt und liegen etwas höher als der normale Marktpreis für her-
kömmlich erzeugten Strom. Wer die Errichtung einer Windenergieanlage plant, kann
seine Erlöse sehr zuverlässig kalkulieren, weil die Vergütungssätze nach Inbetrieb-
nahme der Anlage auf 20 Jahre Betriebsdauer festgelegt sind – also nicht durch
Schwankungen von Stromangebot und Stromnachfrage beeinflusst werden. Für neue
Anlagen werden die Vergütungssätze jährlich verringert und so dem Fortschritt der
Anlagentechnik angepasst – so lange, bis die Stromerzeugung aus Windenergie voll
konkurrenzfähig ist und keine besondere Förderung mehr braucht. Derzeit (2012) be-
kommt der Anlagenbetreiber rund 5 Cent für jede Kilowattstunde als sogenannte
„Grundvergütung“ – diese wird in jedem Fall volle 20 Jahre lang bezahlt. Zu dieser
Grundvergütung kommen zusätzliche Beträge, die von bestimmten Bedingungen ab-
hängen. Das Gesetz sorgt zum Beispiel für einen gewissen Ausgleich der natürlichen
Windverhältnisse: Für Strom aus Anlagen an windschwachen Standorten wird über
die Jahre etwas mehr gezahlt, als an windstarken Standorten. Dies wurde absichtlich
so geregelt, damit sich der Betrieb von Windenergieanlagen nicht nur an der Küste
lohnt, wo der Wind am stärksten weht, sondern auch im Binnenland. 

Auch in der Region Rostock weht an der Küste der Wind natürlich
sehr viel stärker als in den südlichen Teilen um Güstrow und Krakow am
See. Die Windverhältnisse sind jedoch überall in der Region ausreichend, um Wind-
energieanlagen wirtschaftlich zu betreiben. Wer einen Windpark plant, muss die örtli-
chen Windverhältnisse dennoch sehr sorgfältig und genau berechnen lassen, weil da-
von auch die Wahl des richtigen Anlagentyps und damit die Wirtschaftlichkeit des Be-
triebes abhängen. Wenn man die Windverhältnisse am Standort kennt, also berechnet
hat, wie viele Stunden in einem durchschnittlichen Jahr der Wind mit bestimmten
Stärken weht, kann man die jährliche Stromerzeugung in Kilowattstunden für einen
ausgewählten Anlagentyp einigermaßen zuverlässig abschätzen. Die ermittelten Werte
sind aber immer nur Durchschnittswerte. Tatsächlich werden die Erträge erheblich
schwanken, weil der Wind nicht jedes Jahr gleich stark weht.

Was hat die Gemeinde von einem Windpark auf
ihrem Territorium?

Wichtigste Einkommensquelle für die Gemeinde ist die Gewerbesteuer,
die der Windparkbetreiber zahlen muss. Nach dem Gesetz stehen der Ge-
meinde, auf deren Territorium ein Windpark betrieben wird, 70% der Gewerbesteuer
zu. Die Gemeinde, in der die Betreiberfirma ihren Sitz hat, bekommt in der Regel 30%.
In voller Höhe fällt die Steuer der Windparkgemeinde nur dann zu, wenn auch die Be-
treiberfirma vor Ort arbeitet und dort ihren Firmensitz hat. Je Megawatt installierter
Nennleistung kann die Gemeinde mit jährlichen Steuereinnahmen von mehreren tau-
send Euro rechnen. Bei einem mittelgroßen Windpark können so über die Jahre einige
Millionen Euro an Steuereinnahmen zusammenkommen. Allerdings kann die Höhe

TEIL 002  >>>   VOM EIGNUNGSGEBIET ZUM FERTIGEN WINDPARK



Errichtung einer Windenergieanlage (bei Satow): Fertig ausgeführtes Fundament

Anlieferung und Montage der Turmsegmente

Anlieferung und Montage der Komponenten

Rotorblätter und Gondelverkleidung nach ihrer Anlieferung

Die Anlage nach ihrer Fertigstellung (Fotos: Frank Grüttner, EUB, 2009/10)
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der Gewerbesteuer über die Jahre unterschiedlich ausfallen. In den ersten Betriebsjah-
ren müssen Kredite abbezahlt werden, was sich auf den Gewinn auswirkt. Auch ein
Weiterverkauf des Windparks durch den ursprünglichen Betreiber kann sich negativ
auf die Bilanz und das Steueraufkommen auswirken. Ab dem 16. Jahr sind Windener-
gieanlagen im Allgemeinen vollständig abgeschrieben, was sich dann in einem wesent-
lich höheren Steueraufkommen niederschlägt. Eine weitere Einkommensquelle für die
Gemeinde können Pachtzinsen sein. Nicht selten gibt es gemeindeeigene Grundstücke
in einem Windpark, die vom Windparkbetreiber gepachtet werden müssen.

Schafft die Windenergienutzung Arbeitsplätze?

Die Nutzung der Windenergie ist für die Region Rostock zu einem bedeu-
tenden Wirtschaftsfaktor geworden. Es gibt hier kleine und große Firmen, die in
allen Bereichen der Windenergiewirtschaft tätig sind: von Anlagenentwicklern und  
-herstellern über Windparkplaner und -betreiber bis hin zu spezialisierten Gutachtern,
Instituten und Ingenieurbüros. Viele davon sind nicht nur in der Region, sondern na-
tional und international erfolgreich. Die Windenergienutzung schafft also sehr viele
Arbeitsplätze. Auch die Wartung und Instandhaltung der hier entstandenen Wind-
parks beschäftigt zahlreiche Arbeitskräfte. Selbstverständlich entstehen diese Arbeits-
plätze nicht immer an den gleichen Orten, wo auch die Windparks stehen – weil nicht
in jeder kleinen Gemeinde, wo ein Windpark errichtet wird, auch eine Betriebsgesell-
schaft oder eine Wartungsfirma ihren Sitz nehmen kann. Und selbstverständlich wer-
den auch immer wieder auswärtige Wettbewerber in der Region ihre Leistungen an-
bieten und sich gegen einheimische Firmen durchsetzen. Dennoch: In bestimmten
Fällen können auch regionale Verbundenheit und räumliche Nähe entscheidende
Wettbewerbsvorteile sein. Gerade wenn Bürger und Gemeinden sich mit eigenem Geld
an Windparks beteiligen, wird es ihnen wichtig sein, dass sie bei technischen Proble-
men die mit der Wartung und Betriebsführung beauftragten Firmen schnell und un-
kompliziert erreichen können.

Womit können die Landeigentümer rechnen?

Das für einen Windpark benötigte Land wird von den Betreiberfirmen
meist gepachtet und nicht gekauft. Da die Konkurrenz um Windparkstandorte
sehr groß ist, versuchen die Windenergiefirmen meist schon zu einem sehr frühen
Zeitpunkt, sich die Nutzungsrechte bei den Landeigentümern vertraglich zu sichern.
Sie tun dies noch bevor sie die betreffenden Flächen genau untersucht haben und oft
auch, bevor die Flächen überhaupt als Eignungsgebiete im Regionalen Raumentwick-
lungsprogramm festgelegt sind. Die bloße Möglichkeit einer solchen Festlegung reicht
meist schon, um entsprechende Aktivitäten bei den einschlägigen Firmen auszulösen.
Die Landeigentümer können später – wenn es tatsächlich zur Errichtung von Wind-
energieanlagen kommt – mit sehr hohen Pachtzinsen rechnen. Die Zahlung von fünf-
stelligen Eurobeträgen ist üblich. Die hohen Geldbeträge, die hier im Spiel sind, erzeu-
gen auch unter den Landeigentümern eine gewisse Konkurrenz. Manche Windpark-
entwickler bieten den Eigentümern Sammelverträge an, in denen für alle Beteiligten
die gleichen Bedingungen gelten. Das kann unter Umständen den Vorteil haben, dass
der Windparkbetreiber seine Planung – wenn es zum Beispiel um die richtigen Ab-
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stände der einzelnen Anlagen untereinander geht – nach technischen und wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten machen kann und nicht so sehr auf Grundstücksgrenzen Rück-
sicht nehmen muss. Was im Einzelfall die beste Lösung ist, hängt auch von den Eigen-
tumsverhältnissen ab: Insbesondere wenn es sehr viele, kleine Grundstücke gibt, kann
ein Sammelvertrag eine gute Lösung sein. 

Können Landeigentümer selbst aktiv  werden?

Selbstverständlich müssen die Landeigentümer die Initiative nicht den
Projektentwicklern überlassen. Sobald für ihre Grundstücke eine gewisse Pla-
nungssicherheit erreicht ist, können sie auch selbst aktiv werden. Dieser Zeitpunkt ist
spätestens dann erreicht, wenn ein Eignungsgebiet für Windenergieanlagen im Regio-
nalen Raumentwicklungsprogramm festgelegt ist. Man kann auch schon vorher aktiv
werden, wenn das Programm noch als Entwurf vorliegt. Dabei ist jedoch daran zu den-
ken, dass der Entwurf nur ein Entwurf ist: Niemand kann sich darauf verlassen, dass
alles, was darin steht, später auch so beschlossen wird. Geld und Arbeitszeit, die man
zu diesem frühen Zeitpunkt in die Vorbereitung eines Projektes steckt, können also
später verloren sein, wenn der Entwurf noch einmal geändert wird. Letztlich entschei-
det jeder Landeigentümer selbst, was mit seinem Land geschieht und mit wem er Ver-
träge schließt. In jedem Fall kann es aber einer Überlegung wert sein, sich mit anderen
Eigentümern in der Nachbarschaft zusammenzufinden und gemeinsam einen Betrei-
ber für den zu errichtenden Windpark zu suchen.  Die Internetseiten einschlägiger Pro-
jektentwicklungs- und Betreiberfirmen geben meist schon Aufschluss über deren Leis-
tungen und Referenzen. Auch kann es helfen, sich in anderen Gemeinden umzuhören,
wo schon Windparks stehen und Erfahrungen mit Windparkplanern und -betreibern
gemacht worden sind.

Gemeindeeigene Windenergieanlagen bei Teßmannsdorf, errichtet 1992

Zusätzliches Gemeindeeinkommen
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Genehmigungsverfahren – 
Prüfung in allen Einzelheiten

Wozu dient das Genehmigungsverfahren?

Im ersten Teil dieser Broschüre wurde beschrieben, wie in einem Planungsverfahren
Eignungsgebiete für Windenergieanlagen festgelegt werden. Wenn dieses Verfah-
ren abgeschlossen ist, heißt das noch nicht, dass dann sofort gebaut wer-
den dürfte. Vorher kommt immer noch ein Genehmigungsverfahren. Im Genehmi-
gungsverfahren geht es darum, wo genau welche Windenergieanlage stehen darf. Das
Genehmigungsverfahren wird immer nur auf Antrag eines Bauherrn eröffnet. Dieser
muss genau angeben, wie viele Anlagen er errichten will, die Größe und der Typ dieser
Anlagen müssen feststehen, ebenso die genauen Standorte der Anlagen mit ihren Zu-
wegungen. 

Von wem werden Windenergieanlagen genehmigt?

Für kleine Anlagen bis 50 Meter Höhe reicht eine normale Baugenehmi-
gung. Baugenehmigungen erteilen die Bauämter beim Landkreis bzw. bei der Stadt
Rostock. Solche kleinen Anlagen werden heute jedoch kaum noch errichtet. Sie kön-
nen in Zukunft durchaus wieder interessant werden, zum Beispiel für Landwirtschafts-
betriebe, die ihren Strom selbst erzeugen wollen. In kommerziellen Windparks werden
heute durchweg größere Windenergieanlagen verwendet. Für solche großen Anlagen
reicht die normale Baugenehmigung nicht aus. Es muss immer ein Genehmigungsver-
fahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz durchlaufen werden. Die zuständige
Behörde ist das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mittleres Mecklen-
burg in Rostock. Dieses Amt ist für die gesamte Region (also Stadt und Landkreis Ros-
tock) zuständig. 

Das Immissionsschutzgesetz dient dazu, schädliche Umweltauswir-
kungen zu vermeiden. Im Fall der Windenergieanlagen geht es dabei
hauptsächlich um Schall und Schattenwurf. Es wird geprüft, ob bestimmte
Richtwerte an den umliegenden Wohnhäusern nicht überschritten werden. Wenn die
Richtwerte nicht eingehalten werden, gibt es keine Genehmigung, oder es werden be-
stimmte Auflagen für den Anlagenbetrieb gemacht – zum Beispiel, dass die Anlage zu
bestimmten Zeiten abgeschaltet oder gedrosselt werden muss. 

Lärmschutz

Die maßgebende Vorschrift für den Lärmschutz ist die Technische Anlei-
tung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm). In dieser Anleitung stehen verschie-
dene Richtwerte für zumutbare Lärmbelastungen. Für die Nacht gelten strengere
Werte als für den Tag. Es wird auch unterschieden, wo der Lärm sich auswirkt: Für
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reine Wohngebiete gelten strengere Werte als zum Beispiel für ein Dorfgebiet, wo von
Landwirtschafts- und Gewerbebetrieben immer schon ein gewisser Lärmpegel aus-
geht. 

Die Ausbreitung des Schalls um den geplanten Windpark wird
nicht gemessen, sondern nach bestimmten Formeln berechnet. Messen
kann man erst, wenn die Windenergieanlagen schon stehen – und dann ist es zu spät,
um an der Aufstellung oder Größe der Anlagen noch etwas zu ändern. Grundlage der
Berechnung sind jedoch tatsächlich gemessene Werte. Das heißt, eine Windenergiean-
lage eines bestimmten Typs wird, wenn sie neu auf den Markt kommt, vermessen. Mit
dieser gemessenen Lautstärke wird dann gerechnet, wenn Anlagen des gleichen Typs
an anderen Standorten errichtet werden sollen. Wenn es um die Einhaltung der Richt-
werte geht, darf aber nicht nur die einzelne Anlage betrachtet werden. Um zu ermit-
teln, welcher Geräuschpegel in den Wohnorten der Umgebung hörbar sein wird, müs-
sen stets alle vorhandenen und geplanten Anlagen am jeweiligen Standort in die Be-
rechnung einbezogen werden. 

Die Immissionsschutzbehörde verlässt sich jedoch nicht immer
nur auf Berechnungen. Es ist nicht unüblich, dass nach Inbetriebnahme der Wind-
energieanlagen noch einmal vor Ort nachgemessen wird, wie laut die Anlagen tatsäch-
lich sind. Wenn dann die gemessenen Schallpegel höher sind als die ursprünglich an-
genommenen Werte und die Richtwerte nicht eingehalten werden, muss der Betreiber
Nachbesserungen an den Anlagen vornehmen. 

Beispiel für eine Vorausberechnung der Schallausbreitung um drei neu geplante Windenergie -
anlagen (Nummern 1, 2 und 3) und eine ältere, vorhandene Anlage (Nr. 4) bei Stäbelow: Mit zunehmender
Entfernung nimmt die hörbare Lautstärke der Anlagen ab. Dies wird durch die farbigen Ringe um die ge-
planten Anlagenstandorte veranschaulicht (E.N.O. Energy, Rerik 2012).
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Schattenwurf

Wegen ihrer großen Höhe werfen moderne Windenergieanlagen sehr
lange Schatten. Bei tief stehender Morgen- oder Abendsonne können diese Schatten
viele hundert Meter weit fallen. Für den Menschen störend sind dabei die Drehbewe-
gungen der Rotorblätter. Den rhythmischen Schlagschatten, der durch diese Bewe-
gung entsteht, soll niemand allzu lange ertragen müssen. Die Immissionsschutzbe-
hörde wendet deshalb bestimmte Richtwerte an. Wohnhäuser dürfen übers Jahr ge-
rechnet nur wenige Stunden und innerhalb eines Tages nur wenige Minuten dem
Schlagschatten ausgesetzt werden. Bei der Berechnung wird zunächst angenommen,
dass jeden Tag die Sonne scheint – was in Norddeutschland natürlich nicht vor-
kommt. Wenn die Berechnung ergibt, dass die Richtwerte im Jahresverlauf über-
schritten werden könnten, wird die betreffende Windenergieanlage mit einer Ab-
schaltautomatik ausgestattet. Diese Automatik zeichnet die tatsächliche Sonnen-
scheindauer während der kritischen Tageszeiten auf und hält die Anlage an, wenn im
Jahresverlauf eine bestimmte Anzahl von Stunden oder im Tagesverlauf eine be-
stimmte Anzahl von Minuten überschritten wird.

Ablauf des Verfahrens

Die Immissionsschutzbehörde prüft nicht nur Schallausbreitung und
Schattenwurf. Unter Beteiligung der jeweils zuständigen Fachbehörden wird auch
geprüft, ob alle anderen wichtigen Vorschriften eingehalten werden. Diese Vorschrif-
ten reichen vom Schutz des Grundwassers über den Brandschutz und die technische
Sicherheit der Anlagen bis zur Flugsicherheit. Auch der Naturschutz spielt im Geneh-
migungsverfahren eine wichtige Rolle. Die Immissionsschutzbehörde verschickt dafür
die Antragsunterlagen an die zuständigen Fachbehörden und holt deren Stellungnah-
men ein. Die Hinweise und Auflagen der Fachbehörden werden gesammelt und dann
in einer einzigen Genehmigung – oder einem Ablehnungsbescheid – zusammenge-
fasst. Wenn die Prüfung ergibt, dass alle Vorschriften eingehalten sind, wird die Ge-
nehmigung erteilt. 

Was muss der Genehmigungsbehörde vorgelegt
werden?

Da die Immissionsschutzbehörde den Antrag nach allen Vorschriften
prüft, müssen sehr viele Unterlagen eingereicht werden. Dafür bekommt der
Antragsteller seine Genehmigung aus einer Hand, muss also nicht noch bei anderen
Behörden um weitere Erlaubnisse nachsuchen. Bei der Immissionsschutzbehörde sind
üblicherweise eine Vorhabensbeschreibung, Angaben zum Standort der geplanten An-
lagen (Koordinaten, Lagepläne, Flurkarten, beanspruchte Grundstücke) sowie die
technischen Dokumentationen des Herstellers der geplanten Windenergieanlagen
(Angaben zur technischen Sicherheit, Brandschutz, Arbeitsschutz, Angaben zu den
eingesetzten Schmiermitteln, Abfallentsorgung, Baustelleneinrichtung usw.) einzurei-
chen. Dazu kommen die notwendigen Gutachten zum Immissionsschutz, also die Be-
rechnungen von Schallausbreitung und Schattenwurf. Zu den Auswirkungen auf das
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Landschaftsbild sowie die Tier- und Pflanzenwelt sind weitere Unterlagen vorzulegen:
Dazu gehören eine Bilanzierung der Eingriffe in Natur und Landschaft und ein Fach-
beitrag zu Fragen des Artenschutzes. Zu den genannten, im Regelfall vorzulegenden
Unterlagen können in Einzelfällen weitere hinzukommen: zum Beispiel Gutachten zu
den Auswirkungen der geplanten Windenergieanlagen auf Radaranlagen der Bundes-
wehr oder zu möglichen Beeinträchtigungen anderer Windenergieanlagen, wenn am
Standort bereits Windenergieanlagen stehen oder weitere geplant sind. 

Natur- und Landschaftsschutz

Im Planungsverfahren zur Flächenauswahl wurde – wie im ersten Teil dieser Bro-
schüre beschrieben – der Natur- und Landschaftsschutz bereits umfassend berück-
sichtigt. Bei den von der Regionalplanung festgelegten Eignungsgebieten handelt es
sich deshalb überwiegend um Gebiete, die aus Sicht des Naturschutzes „unbedenklich“
sind. Wer eine Windenergieanlage in einem Eignungsgebiet plant, kann
also im Prinzip davon ausgehen, dass die Genehmigungsbehörde seinen
Antrag nicht aus Gründen des Naturschutzes ablehnen wird. Dennoch muss
der Antragsteller den von ihm gewählten Standort nochmals genau untersuchen lassen
und Gutachten über die Auswirkungen seiner Windenergieanlagen auf Natur und
Landschaft mit dem Genehmigungsantrag einreichen. Das hat zwei Gründe: erstens
die sogenannte Eingriffsregelung und zweitens den Artenschutz. 

Die Eingriffsregelung besagt, dass alle Eingriffe in Natur und Land-
schaft vom Verursacher wieder gutzumachen sind. Auch die Errichtung und
der Betrieb einer Windenergieanlage gelten als Eingriffe, insbesondere wegen der
Sichtbarkeit der Anlage, also der Veränderung des Landschaftsbildes. Um zu bewer-
ten, wie schwer der Eingriff wiegt, wird unter anderem ermittelt, wie weit die geplante
Anlage in der Umgebung sichtbar sein wird. Die Schwere des Eingriffes wird dann
nach bestimmten Regeln und Formeln in Zahlen berechnet. Daraus ergibt sich der
Umfang der Ersatzmaßnahmen, die der Antragsteller durchführen muss. Er kann sich

Schattenwurfmodule schalten die

Anlagen automatisch ab
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zum Beispiel verpflichten, in der Umgebung des Standortes Alleebäume oder Hecken
neu anzupflanzen und damit das Landschaftsbild zu verbessern. Die Planung der land-
schaftspflegerischen Maßnahmen ist mit dem Genehmigungsantrag einzureichen.

Artenschutz

Neben der Eingriffsregelung verlangen auch die Bestimmungen des Arten-
schutzes, dass Naturschutzfragen im Genehmigungsverfahren nochmals
eingehend geprüft werden. Innerhalb und in der Umgebung der Eignungsgebiete
gibt es zahlreiche Waldstücke und Gehölze. Diese sind meist Lebensräume von Vögeln
und Fledermäusen, darunter auch Arten, die gesetzlich geschützt sind. Auch die offene
Feldflur bietet Raum für zahlreiche Vogelarten, welche dort brüten oder ihre Nahrung
suchen. Deshalb muss immer eine genaue Bestandsaufnahme des Artenvorkommens
vor Ort durch einen fachkundigen Gutachter gemacht werden. Der Antragsteller muss
dafür ausreichend Zeit einplanen, weil die Tiere nur zu bestimmten Jahreszeiten –
während der Brut- und Aufzuchtzeiten und während des herbstlichen Vogelzuges –
beobachtet werden können. Die Auswertung dieser Beobachtungen kann zum Beispiel
ergeben, dass zu bestimmten Biotopen ein gewisser Abstand eingehalten werden muss
– sie ist also für die Planung der einzelnen Anlagenstandorte innerhalb eines Wind-
parks wichtig. Bei bestimmten Arten kann eine mögliche Störung auch dadurch ausge-
glichen werden, dass der Antragsteller vor der Errichtung seiner Windenergieanlagen
ein Ersatzbiotop in der näheren Umgebung schafft. Dies wird als vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahme bezeichnet.

Flugsicherheit

Die Flugsicherheit wird generell dadurch gewährleistet, dass große Wind-
energieanlagen mit Warnfarben markiert und mit Warnleuchten ausge-
rüstet werden. Dazu werden im Genehmigungsbescheid genaue Auflagen gemacht.
In der direkten Umgebung des Flughafens Laage werden Windenergieanlagen über-
haupt nicht zugelassen. Auch in der weiteren Umgebung des Flughafens kann es zu
Einschränkungen kommen. Die militärischen und zivilen Luftfahrtbehörden werden
in jedem Genehmigungsverfahren beteiligt. Aus den Auflagen dieser Behörden können
sich Einschränkungen bei der Ausnutzung der im Raumentwicklungsprogramm fest-
gelegten Eignungsgebiete ergeben. Diese Einschränkungen sind meist der Funktion
der Radaranlagen am Flughafen geschuldet. Damit Flugobjekte auf den Radarschir-
men zu jeder Zeit zweifelsfrei erkennbar sind, kann es erforderlich sein, dass die Anla-
gen in einem Windpark in bestimmten Mindestabständen zueinander oder in exakt
ausgerichteten Reihen angeordnet werden müssen. 

Das Einvernehmen der Gemeinden

Neben den zuständigen Fachbehörden wird auch die betroffene Gemeinde
von der Genehmigungsbehörde nochmals beteiligt. Sie wird – wie bei einem
normalen Bauantrag – um ihr Einvernehmen gebeten. Sie hat dann zu prüfen, ob der
Antrag mit ihren eigenen Planungen übereinstimmt. Wenn die Windenergieanlagen in
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einem Eignungsgebiet geplant sind, ist das meist nur eine Formsache, denn die plane-
rischen Fragen wurden ja schon bei der Festlegung des Eignungsgebietes geklärt. Ent-
scheidend für die Genehmigung ist dann meist nicht die Stellungnahme der Gemeinde
sondern diejenige des Amtes für Raumordnung und Landesplanung, das die Überein-
stimmung des beantragten Vorhabens mit den Festlegungen des Regionalen Raument-
wicklungsprogrammes ausdrücklich bestätigen muss. 

Anders verhält es sich nur, wenn die Gemeinde die genauen Stand-
orte der einzelnen Windenergieanlagen im Eignungsgebiet durch einen
Bebauungsplan festsetzen möchte und gerade dabei ist, diesen Plan aufzustellen.
Wenn das beantragte Vorhaben den vorgesehenen Festsetzungen nicht entspricht –
oder wenn es vollendete Tatsachen schaffen würde, wo die Planungsabsichten noch
nicht genau feststehen – wird die Gemeinde ihr Einvernehmen verweigern, und der
Antrag kann nicht genehmigt werden. Wenn ein fertiger Bebauungsplan vorliegt, wird
natürlich nach diesem Plan entschieden. In den meisten Fällen wird jedoch gar kein
Bebauungsplan gemacht. Dann wird die Genehmigungsbehörde direkt auf der Grund-
lage des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes oder – sofern vorhanden – des
gemeindlichen Flächennutzungsplanes entscheiden.

Flugsicherheit: Windenergieanlagen bei Gubkow (links) und Heiligenhagen (rechts) mit den für große
Anlagen typischen roten Markierungen, die zur besseren Erkennbarkeit für den Flugverkehr angebracht
werden.
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Bürgerbeteiligung im Genehmigungsverfahren

Eine Bürgerbeteiligung ist im Genehmigungsverfahren nur noch dann
zwingend vorgeschrieben, wenn es um einen größeren Windpark mit 20 oder
mehr Einzelanlagen geht. Bei kleineren Windparks kann sie in Einzelfällen erforder-
lich sein, wenn besondere Umweltauswirkungen zu befürchten sind. Wenn der Wind-
park innerhalb eines Eignungsgebietes geplant ist, welches ja bereits unter Umwelt-
schutzgesichtspunkten geprüft und ausgewählt wurde, kommt dies aber kaum vor. Die
Bürgerbeteiligung im Genehmigungsverfahren läuft im Prinzip nicht anders ab als im
Planungsverfahren zur Aufstellung des Regionalen Raumentwicklungsprogrammes:
Die Antragsunterlagen werden öffentlich ausgelegt, und die Bürger können innerhalb
einer bestimmten Frist Einwände vorbringen. 

Anders als im Planungsverfahren gibt es aber keine „frühzeitige“
Beteiligung. Die Unterlagen werden nur ein einziges Mal ausgelegt, und zwar erst
dann, wenn sie in allen Einzelheiten fertig ausgearbeitet sind. Und es gibt noch einen
wichtigen Unterschied zum Planungsverfahren: Der Planungsverband (ebenso wie die
Gemeinde im Bauleitplanverfahren) kann verschiedene Planungsalternativen verglei-
chen, Argumente für und wider sammeln und am Ende eine Entscheidung treffen. Die
Genehmigungsbehörde hat keine solche Entscheidungsfreiheit. Sie darf nicht abwägen
– Was spricht für das beantragte Vorhaben? Was dagegen? – und sich dann eine ei-
gene Meinung bilden. Sie hat nur die Einhaltung der Vorschriften zu prüfen. Auch die
Bürgerbeteiligung im Genehmigungsverfahren hat daher nicht den Zweck, dass noch
einmal alle Bürger mitdiskutieren dürfen, ob sie den beantragten Windpark wollen
oder nicht. Darum geht es dann nicht mehr. Zweck der Bürgerbeteiligung ist hier, dass
die Bürger sich über die Umweltauswirkungen des Vorhabens genau informieren und
das Verfahren mitverfolgen können. Jeder Bürger kann sich äußern, wenn er den Ein-
druck hat, dass das beantragte Vorhaben nicht allen Vorschriften genügt.
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Ersatz alter Windenergieanlagen

Um welche Anlagen geht es?

Die ersten Windenergieanlagen in der Region Rostock sind, wenn diese
Broschüre erscheint, 20 Jahre alt. Windenergieanlagen sind nach 20 Jahren
noch nicht unbedingt technisch verschlissen. Trotzdem kann es wirtschaftlich sinnvoll
sein, sie durch moderne, leistungsfähigere Anlagen zu ersetzen. Das Erneuerbare-
Energien-Gesetz gibt den Betreibern hierfür besondere Anreize: Sie bekommen für die
Ersatzanlagen eine etwas höhere Vergütung, wenn die neuen Anlagen mindestens
doppelt so viel Leistung bringen wie die alten. Dies muss durch eine höhere Leistung
je Anlage erreicht werden, nicht dadurch, dass einfach mehr Anlagen aufgestellt wer-
den. Für den Ersatz alter Windenergieanlagen durch neue Anlagen mit höherer Leis-
tung wird oft auch der englische Begriff Repowering verwendet. 

Gibt es einen Bestandsschutz?

Nein, einen Bestandsschutz für Windenergieanlagen gibt es nicht. Jeden-
falls nicht in dem Sinne, dass der Betreiber das Recht hätte, einen einmal genehmigten
Standort immer wieder für die Errichtung neuer Anlagen zu nutzen. Eine Genehmi-
gung wird immer nur für die Errichtung einer Anlage eines bestimmten Typs mit einer
bestimmten Größe erteilt. Betrieben werden darf die Anlage dann so lange, wie sie sich
dreht und der Betrieb allen Vorschriften entspricht. Zum Beispiel müssen auch nach
vielen Betriebsjahren noch die anfangs festgelegten Lärmgrenzwerte eingehalten wer-
den. Wenn die Anlage defekt ist, darf sie selbstverständlich repariert werden. Wenn sie
nicht mehr repariert werden kann, darf aber nicht einfach eine neue Anlage aufgestellt
werden. Weil heute nicht mehr die gleichen Anlagentypen gebaut werden wie vor 20
Jahren, müsste als Ersatz ein anderer, moderner Anlagentyp gewählt werden. Dieser
hätte andere Abmessungen und eine andere Geräuschentwicklung, bräuchte also eine
ganz neue Genehmigung. In diesem Fall greifen dann die Bestimmungen des Regiona-
len Raumentwicklungsprogrammes, nach dem neue Genehmigungen nur noch für
Standorte innerhalb der festgelegten Eignungsgebiete erteilt werden dürfen. Für alte
Anlagen, die genehmigt wurden, bevor es festgelegte Eignungsgebiete gab und die
heute außerhalb dieser Eignungsgebiete stehen, gibt es also kein Recht auf Ersatz –
zumindest nicht am gleichen Standort. 

Anlagen außerhalb der Eignungsgebiete

Ersatzanlagen müssen nicht unbedingt am gleichen Standort errichtet
werden wie die alten. Die höhere Zahlung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz
bekommt der Betreiber auch dann, wenn er die neuen Anlagen an einem anderen
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Standort errichtet. Der neue Standort muss nur im gleichen oder einem benachbarten
Landkreis liegen. Wenn man sich die Standorte der alten Anlagen aus den frühen
neunziger Jahren in der Region Rostock näher ansieht, stellt man denn auch fest, dass
sie für große Anlagen meist gar nicht geeignet wären. Diese Standorte wurden damals
für Anlagen um 50 Meter Höhe ausgesucht. Sie befinden sich oft sehr nahe an den
nächsten Wohnhäusern. Zum Teil stehen die Anlagen auch in Landschaftsschutzgebie-
ten oder in Vogelzugkorridoren. Bei der geringen Größe der damaligen Anlagen war
das kein Problem. Man würde aber Probleme schaffen, wenn man jetzt an diesen
Standorten Anlagen mit 150 oder 200 Meter Höhe zulassen würde. In Mecklenburg-
Vorpommern hat man sich deshalb dafür entschieden, Ersatzanlagen nur innerhalb
der festgelegten Eignungsgebiete zuzulassen, welche extra für große, moderne Wind-
energieanlagen ausgesucht wurden. An den alten Standorten, die außerhalb der Eig-
nungsgebiete liegen, dürfen die vorhandenen Anlagen stehen bleiben, so lange wie sie
technisch in Ordnung sind und ihren Zweck erfüllen. Ein Ersatz durch neue Anlagen
darf an diesen Standorten aber nicht mehr genehmigt werden. Stillgelegte Windener-
gieanlagen müssen vom Eigentümer auf eigene Kosten abgebaut werden.

Anlagen innerhalb der Eignungsgebiete

Auch innerhalb der 1999 erstmals festgelegten Eignungsgebiete stehen
zum Teil ältere Anlagen, die im Laufe der nächsten zehn Jahre das Ende
ihrer Nutzungszeit erreichen dürften. Hier ist dann ein Ersatz am gleichen
Standort möglich. Wenn wesentlich größere Ersatzanlagen errichtet werden, sollte in
der Regel die Anzahl der Anlagen verringert werden – oft müssen aus technischen
Gründen ohnehin größere Abstände zwischen den neuen Anlagen eingehalten werden.
Und, wo dies sinnvoll und möglich ist, sollte auch versucht werden, die neuen Anlagen
von den umliegenden Wohnorten etwas weiter abzurücken. Bei der Festlegung der ers-
ten Eignungsgebiete im Jahr 1999 galten nämlich noch geringere Abstandsrichtwerte
als heute, so dass die Anlagen dort oft dichter an den nächsten Wohnhäusern stehen
als dies heute erwünscht ist. 

Windpark mit sechs Anlagen an der Ostseeküste bei Elmenhorst: Für die in den neunziger Jahren
errichteten kleinen Windenergieanlagen war dies ein idealer Standort. Große Anlagen von 150 oder 200
 Metern Höhe, wie sie heute üblich sind, würden hier aber sehr stören. Deshalb werden hier keine neuen
 Anlagen mehr zugelassen.
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Kein Ersatz möglich



Private

(Bürger, private Firmen und In-
teressenverbände)

Bund, Land

(Landesregierung, Landesbe-
hörden, Bundesbehörden)

Kommunen

(Gemeinden, Städte, Land-
kreis, kommunale Verbände)

VERFAHRENSSCHRITTE:  VON DER PLANUNG ZUR GENEHMIGUNG

REGIONALPLANUNG
Grundlagen: 
Raumordnungsgesetz, Lan-
desplanungsgesetz

Festlegung von Eignungs-
gebieten im Regionalen
Raumentwicklungspro-
gramm (RREP). Das Betei-
ligungsverfahren zum
RREP wird mindestens
einmal wiederholt.

Landesplanungsbehörde:

empfiehlt Eignungskriterien

Ministerien, Landesbehörden,
ausgewählte Bundesbehörden: 

nehmen Stellung

Landesregierung: 

prüft und erklärt RREP für
verbindlich

Planungsverband: 

entwirft RREP und beteiligt ...

Landkreis, Städte, Gemeinden,
Zweckverbände, Versorgungs-
unternehmen: 

nehmen Stellung

Planungsverband: 

wägt ab und beschließt RREP

Allgemeine Öffentlichkeit,
 private Firmen und Interessen-
verbände: 

nehmen Stellung

BAULEITPLANUNG*
Grundlage: Baugesetzbuch

Regelungen zur Ausnut-
zung der Eignungsgebiete
in Flächennutzungsplänen
(FNP) und Bebauungsplä-
nen (B-Plänen). Das Betei-
ligungsverfahren wird, wie
beim RREP, mindestens
einmal wiederholt.

*Die Bauleitplanung kann
entfallen, wenn kein FNP
vorhanden ist und wenn
aus örtlicher Sicht nichts
geregelt werden muss.
Dann ist das RREP Grund-
lage der Genehmigung.

Landesbehörden, ausgewählte
Bundesbehörden: 

nehmen Stellung

Stadt oder Gemeinde: 

passt ggf. FNP an und/oder
entwirft B-Plan und beteiligt

Landkreis, Zweckverbände,
Versorgungsunternehmen: 

nehmen Stellung

Stadt oder Gemeinde: 

wägt ab und beschließt FNP
und/oder B-Plan

Landkreis: 

genehmigt FNP oder B-Plan

Allgemeine Öffentlichkeit,
 private Firmen und Interessen-
verbände: 

nehmen Stellung

GENEHMIGUNG
Grundlage: Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz 

Zulassung einzelner Wind-
energieanlagen in den Eig-
nungsgebieten auf Antrag
eines Windparkbetreibers

Immissionsschutzbehörde: 

beteiligt

Landesbehörden, ausgewählte
Bundesbehörden: 

nehmen Stellung

Immissionsschutzbehörde: 

erteilt Genehmigung, ggf. mit
Auflagen

Landkreis, Gemeinde: 

nehmen Stellung

Windparkbetreiber: 

prüft bzw. beauftragt bzw. ver-
handelt und vereinbart mit
| Grundstückseigentümer: Nut-

zungsrecht
| Netzbetreiber: Anschlussbe-

dingungen
| Anlagenhersteller: Anlagen-

typ, Lieferung der Windener-
gieanlagen

| Gutachter: Berechnung von
Schall und Schattenwurf, Aus-
wirkungen auf die Tierwelt

und reicht Genehmigungsan-
trag ein

Allgemeine Öffentlichkeit:

nimmt Stellung (i.d.R. nur bei
Windparks ab 20 Anlagen)

Windparkbetreiber: 

errichtet Windenergieanlagen



Anteilig finanziert durch die Europäische Union 
(Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung)
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